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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Schliesslich überwies der Nationalrat ein Postulat Hodgers (gp, GE), das eine
Bestandsaufnahme der Verfahrensdauer für Einbürgerungen in allen Kantonen verlangt
und zwar im Hinblick auf eine Harmonisierung. Der Vorstoss bemängelt die grossen
kantonalen und kommunalen Unterschiede in der Verfahrenslänge. Der Bundesrat
verwies auf die Zuständigkeit der Kantone und empfahl das Postulat zur Ablehnung. Mit
121 zu 60 Stimmen, letztere überwiegend aus der SVP-Fraktion, wurde das Postulat
dennoch überwiesen. 1

POSTULAT
DATUM: 03.03.2010
MARC BÜHLMANN

Privatrecht

Mit 109 zu 71 Stimmen hat der Nationalrat ein Postulat Hodgers (gps, GE) überwiesen
und somit den Bundesrat beauftragt, zu prüfen, ob die heutigen
Zivilstandsbezeichnungen angepasst werden sollen. Konkret sollen die für den
Informationsbedarf der Privatwirtschaft bedeutungslosen Bezeichnungen wie
„verwitwet“, „geschieden“ und „aufgelöste Partnerschaft“ abgeschafft und dadurch die
Privatsphäre besser respektiert werden. 2

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
NADJA ACKERMANN

Datenschutz und Statistik

Die Anpassung des Datenschutzes an die neuen Medien war Gegenstand mehrerer
weiterer Vorstösse. Ein Postulat Hodgers (gp, GE) (Po. 10.3383) fordert die Ausrichtung
des Datenschutzgesetzes aus dem Jahr 1992 auf die neuen Technologien. In eine
ähnliche Richtung zielt das Postulat Graber (svp, BE) (Po. 10.3651), das den Bundesrat
dazu auffordert, die Risiken abzuschätzen, die neue Technologien wie Internet, die
elektronische Erfassung von Kaufgewohnheiten oder Google Street View auf die
Privatsphäre haben. Er soll insbesondere den Bedarf für neue Gesetzesgrundlagen
klären. Beide Postulate wurden vom Nationalrat diskussionslos überwiesen. 3

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

2009 wurden vier weitere parlamentarische Initiativen eingereicht, die im Grunde
dasselbe Anliegen hatten: Erstens sollen sich die Bürger zwischen der herkömmlichen
und einer biometrischen Identitätskarte entscheiden können. Zweitens soll auf eine
zentrale Datenbank zur Speicherung der Daten verzichtet werden. Sowohl die Initiative
Hodgers (gp, GE) (09.435), als auch die parlamentarische Initiative Marra (sp, VD)
(09.431) forderten eine dahingehende Änderung des Ausweisgesetzes. Nach dem die
Initiativen von der SPK-SR, im Gegensatz zur SPK-NR, zur Ablehnung empfohlen
wurden, hat der Nationalrat ihnen Folge gegeben. Der Ständerat wird in der
Frühjahrssession 2012 über die zwei parlamentarischen Initiativen entscheiden. Ein
identisches Schicksal widerfuhr den parlamentarischen Initiativen der SVP-Fraktion des
Nationalrates. Die Erste (09.440) wollte mit einer Änderung des Ausweisgesetzes
verhindern, dass der Bundesrat weitere Ausweisarten der Pflicht zur Ausrüstung mit
einem biometrischen Chip unterstellen kann. Dieser Vorstoss ist durch die
parlamentarische Initiative Meyer-Kaelin (cvp, FR) erfüllt worden. Die Zweite (09.441)
forderte den Verzicht auf eine zentrale Datenbank auf eidgenössischer Ebene zur
Speicherung biometrischer Daten. Beide wurden Anfang Dezember im Nationalrat
angenommen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2011
NADJA ACKERMANN
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Polizei

Der Nationalrat überwies gegen den Antrag des Bundesrates eine Motion Segmüller
(cvp, LU) (08.3208), welche die Landesregierung auffordert, zusammen mit den
Kantonen für einen Ausbau des Bestandes der Polizeikräfte zu sorgen. Dasselbe und
zusätzlich auch noch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps speziell für die
Verbrechensbekämpfung in den Grenzregionen verlangte auch eine vom Nationalrat
überwiesene, von der kleinen Kammer aber abgelehnte Motion Robbiani (cvp, TI)
(08.3268). Der Nationalrat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen eine Motion
Fehr (svp, ZH) (08.3510) für eine Aufstockung des Grenzwachtkorps um 200-300
Personen. Die kleine Kammer strich allerdings die Nennung einer konkreten Zahl. 5

MOTION
DATUM: 09.12.2009
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Idee der öffentlichen Stimmabgabe der Parlamentarier bei Bundesratswahlen, wie
sie in einer parlamentarischen Initiative Hodgers (gp, GE) formuliert wurde, stiess im
Nationalrat auf überraschend viel Unterstützung. Zwar folgte die Mehrzahl der
Nationalräte in ihrer Ablehnung dem Vorschlag der Staatspolitischen Kommission. Das
Argument der Transparenz und die Idee, dass Gewählte den Wählenden Rechenschaft
ablegen sollen, verfing aber immerhin bei 70 von 155 Abstimmenden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2010
MARC BÜHLMANN

Auf verschiedene Ereignisse, die der alten Diskussion um eine Regierungsreform neue
Nahrung gegeben hatten, wurde mit zahlreichen Ideen und Vorstössen für eine
Regierungsreform reagiert. Die Vorschläge – Amtszeiten, Anzahl Regierungsmitglieder,
Regierungszusammensetzung, Umgestaltung der Departemente – waren allerdings
allesamt nicht neu und weiterhin politisch umstritten. Verschiedene Vorstösse zielten
auf eine Reform der Amtszeit ab. Eine Motion Cramer (gp, GE) (Mo. 10.3135) sah ein
Verbot von Bundesratsrücktritten während der Legislatur vor. Die Motion, die noch im
Frühling vom Ständerat angenommen worden war, hatte mit den unkoordinierten
Rücktritten der Bundesräte Leuenberger und Merz Rückenwind erhalten. Trotzdem
hatte der Vorstoss im Nationalrat keine Chance. Gleich zwei Anliegen verfolgten die
Amtszeitbeschränkung für Bundesräte auf acht Jahre. Aber weder die
parlamentarische Initiative Wasserfallen (fdp, BE) (Pa.Iv. 09.482) noch die
parlamentarische Initiative Moret (fdp, VD) (Pa.Iv. 09.494) fanden in der grossen
Kammer Gehör. Die Nationalräte folgten ihrer Kommission, welche keinen
Handlungsbedarf sah, da die mittlere Amtsdauer seit dem 2. Weltkrieg bereits bei etwa
acht Jahren liege. Am meisten Sukkurs erhielt die Idee einer Verlängerung der Amtszeit
des Bundespräsidiums. Bundesrat Leuenberger, die Grünen, die CVP und die FDP
äusserten sich grundsätzlich positiv zur Idee einer Amtszeitverlängerung für das
Bundespräsidium, obschon eine Motion Hodgers (gp, GE) (Mo. 10.3108), die eine
Ausdehnung der Bundespräsidentschaft auf vier Jahre vorsah, im Nationalrat in der
Sommersession diskussionslos abgelehnt worden war. 7

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN
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und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.

Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 8

Regierungspolitik

Eine parlamentarische Initiative Hodgers (gp, GE) wollte im Sprachengesetz regeln, dass
öffentliche Ansprachen von Regierungsmitgliedern immer in einer offiziellen
Amtssprache gehalten werden. Der Initiant stiess sich am Umstand, dass in den letzten
Jahren Bundesrätinnen und Bundesräte an öffentlichen Veranstaltungen und in den
Medien immer häufiger Dialekt sprechen würden. Dies vermittle nicht nur den Eindruck,
dass Hochdeutsch eine zweitrangige Sprache in der Schweiz sei, sondern würde auch
den Zugang zu den Äusserungen für die nicht dialektkundige Bevölkerung erschweren.
Die WBK-NR begründete ihre Empfehlung, der Initiative nicht Folge zu geben, damit,
dass keine stossende Verletzung des Prinzips eines übermässigen und unreflektierten
Gebrauchs der Dialektsprache erkennbar sei, und dass die Regierungsmitglieder
autonom und ohne gesetzliche Grundlage in der Lage seien, Sensibilitäten situativ
richtig abzuwägen. Die grosse Kammer folgte dieser Argumentation mit 149 zu 24
Stimmen. Letztere stammten vorwiegend aus der Grünen Partei aber auch von
Ratsmitgliedern der lateinischen Schweiz. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2012
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Gleich vier der acht Sitze, die dem Kanton Tessin zustehen, wurden für die Wahlen 2011
frei: Chiara Simoneschi-Cortesi und Meinrado Robbiani von der CVP sowie Fabio
Pedrina von der SP gaben ihren Rücktritt. Fabio Abate (fdp) strebte einen Sitz im
Ständerat an. Neben den vier Bisherigen traten 64 weitere Kandidierende auf 11 Listen
an. Während die Zahl der Listen damit gleich blieb wie bei den Wahlen 2007, war die
Kandidierendenzahl leicht rückgängig (2007: 79). Dasselbe galt für den Anteil an
Kandidatinnen (2011: 26,5%; 2007: 27,8%). Neben der FDP, der CVP, der SP, der Lega,
der GP, der SVP und der PdA traten vier kleinere Gruppierungen zu den Wahlen an. Eine
Listenverbindung gingen die SP mit der PdA, anders als 2007 ohne die Grünen, und die
SVP mit der Lega ein. 

Das Tandem zwischen der Lega, die bereits bei den Kantonswahlen stark zulegen
konnte, und der SVP brachte den erhofften Erfolg: beide Parteien konnten einen Sitz
gewinnen und zeichneten für einen Rechtsrutsch im Tessin verantwortlich. Die SVP
(9,7%, +1 Prozentpunkt) hatte damit zum ersten Mal auch im Tessin zählbaren Erfolg bei
nationalen Wahlen. Die Lega legte um 3,5 Prozentpunkte zu (neu: 17,5%) und zog wieder
mit zwei Vertretern nach Bern. Die Tessiner SVP wurde von ihrem kantonalen
Parteipräsidenten Pierre Rusconi vertreten, während die Lega neu Roberta Pantani
sowie Lorenzo Quadri, der seit April 2011 für den in den Tessiner Staatsrat gewählten
Norman Gobbi amtierte, nach Bern schickte. Die CVP wusste ihre beiden bisherigen
Sitze mit zwei frischen Gesichtern zu verteidigen (Fabio Regazzi und Marco Romano),
obwohl sie mit 4,1 Prozentpunkten die stärksten Einbussen an Wählerprozenten
verzeichnen musste (neu: 20%). Die Gewinne der Lega und der SVP gingen auf Kosten
der SP (16,6%, -1,5 Prozentpunkte) und der FDP (24,8%, -3,3 Prozentpunkte), die jeweils
einen Sitz abgeben mussten. Zum ersten Mal seit 1919 hatte die FDP im Tessin damit
weniger als einen Viertel der Wählerschaft hinter sich. Ihr Präsident, Fulvio Pelli, wurde
nur knapp – mit 54 Stimmen Vorsprung – im Amt bestätigt. Noch knapper war die
Vergabe des zweiten CVP-Sitzes. Marco Romano und Monica Duca erreichten die exakt
gleiche Stimmenzahl (23'979). Das Los kam bei Nationalratswahlen schon einmal zur
Anwendung, allerdings nicht wegen Stimmengleichheit, sondern weil 1939 zwei
Regierungsmitglieder des Kantons Basel-Landschaft gewählt waren, aber nur ein
Mitglied im Nationalrat vertreten sein durfte. Mittels Computerprogramm und unter
Ausschluss der Öffentlichkeit wurde Monica Duca zur Siegerin erkoren. Gegen das
Verfahren gingen jedoch Beschwerden ein. Das Bundesgericht ordnete in der Folge
eine neue manuell und öffentlich durchzuführende Ziehung an, die von einem Mitglied
der Tessiner Regierung vorgenommen werden musste. Eine Nachzählung, wie sie von
Romano gefordert wurde, lehnte das oberste Gericht ab. Beim zweiten, diesmal
juristisch korrekten Losverfahren, wurde dann Marco Romano gewählt. Damit lag die
Frauenquote unverändert bei 25%. Die Wahlbeteiligung war mit 54,3% auffällig höher
als bei den letzten Wahlen (47,4%). Ein Grund dafür dürfte auch die spannende
Ausgangslage bei den Ständeratswahlen gewesen sein. 10

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Genf versuchten bei den Nationalratswahlen 2015 178 Kandidierende einen
der elf Sitze zu erobern. Somit blieb die Anzahl der Anwärter auf die Sitze im Vergleich
zu 2011 fast gleich, während die Listenzahl weiter auf insgesamt 26 anstieg (2011: 22).
Bemerkenswert konstant war über die Jahre der Frauenanteil auf den Genfer Listen
gewesen, der anlässlich der jetzigen Wahlen 37.1% betrug. Im linken politischen Lager
schlossen sich alle Kräfte – die SP, die Grünen und das Ensemble à Gauche – zu einer
Verbindung zusammen. Die politische Mitte tat es der Linken gleich, wobei CVP, GLP,
BDP und auch die Mitte-Rechts-Partei FDP ihre Listen verbanden. Am rechten Rand
schlossen sich die SVP und das Mouvement citoyens genevois (MCG) zusammen,
nachdem beide bei den Wahlen 2011 noch alleine angetreten waren. Zu ihnen gesellte
sich die EDU als dritte Partnerin.
Nicht mehr zur Wahl stellten sich 2015 nur gerade zwei, aber dafür sehr profilierte
Nationalratsmitglieder. Auf der einen Seite trat Maria Bernasconi von der SP zurück,
welche seit 1995 im Nationalrat vertreten war – wenn auch mit vierjähriger
Unterbrechung zwischen 1999 und 2003. Auf der anderen Seite musste der grüne
Nationalrat und ehemalige Parteipräsident Ueli Leuenberger aufgrund der
parteiinternen Amtszeitbeschränkung auf eine erneute Kandidatur verzichten. Der
Rücktritt beider Kandidierenden machte die schwierige Situation für die linken Parteien
nicht gerade einfacher. Die SP nominierte ihre beiden bisherigen Vertreter, Carlo
Sommaruga und Manuel Tornare, sowie neun weiter Kandidierende – unter ihnen sechs

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Frauen. Die Grünen versuchten den Abgang Leuenbergers unter anderem mit der
jungen Präsidentin der Genfer Sektion, Lisa Mazzone, zu kompensieren. Im Allgemeinen
wurde aber mit Verlusten für Rot-Grün gerechnet, nicht zuletzt aufgrund des guten
Abschneidens der CVP und FDP bei den Kommunalwahlen im Frühjahr. Die FDP machte
sich dementsprechend Hoffnungen neben den bisherigen Sitzen von Christian Lüscher
und Hugues Hiltpold noch einen dritten zu erobern. Aber auch die vereinte Alternative
Linke hatte es darauf abgesehen, allenfalls der SP oder den Grünen ein Mandat
abzujagen. Die SVP trat mit Céline Amaudruz und Yves Nidegger zur Wahl an, während
ihr Listenpartner MCG den Sitz von Roger Golay zu verteidigen suchte. Im Genfer
Wahlkampf war zu spüren, dass – mehr noch als in anderen Kantonen – das
Abstimmungsergebnis zur Masseneinwanderungsinitiative vom Februar 2014 nachhallte.
Die absehbare Umsetzung der Initiative stiess im Grenzgängerkanton Genf auf
besonderes Interesse.

Am Wahltag erfüllten sich die Hoffnungen der FDP auf einen Sitzgewinn. Die
Freisinnigen wurden mit 20.5% (+1.9 Prozentpunkte) neu stärkste Kraft und eroberten
mit Benoît Genecand einen dritten Sitz. Auf den zweiten Platz verwiesen wurden die
Sozialdemokraten, trotz einer leichten Steigerung auf 19.9% (+0.8 Prozentpunkte). Die
SP schaffte es aber den Rücktritt von Bernasconi mit dem Einzug von Laurence
Fehlmann Rielle zu kompensieren. In den sauren Apfel beissen mussten die Grünen,
welche 2.5 Prozentpunkte verloren (neu: 11.5%) und nur noch ein Mandat behalten. Lisa
Mazzone verdrängte zudem parteiintern Anne Mahrer, welche 2013 für Antonio Hodgers
nachgerückt war. Die SVP steigerte sich auf 17.6% (+1.6 Prozentpunkte) und die CVP auf
12.1% (+2.3 Prozentpunkte). Beide Parteien verteidigten damit ihre Sitze – im Fall der
CVP jener von Guillaume Barazzone. Zu den Verlierern gehörten neben den Grünen
auch das MCG (-1.9 Prozentpunkte) und das Ensemble à Gauche (-0.4 Prozentpunkte).
Das MCG konnte seinen Sitz aber behaupten. Die Genfer Delegation setzt sich nach
dem Wahlsonntag somit folgendermassen zusammen: 3 SP, 3 FDP, 2 SVP, 1 GPS, 1 CVP
und 1 MCG. Die Wahlbeteiligung betrug magere 42.9%, während der Frauenanteil der
Delegation weiterhin bei 27% verbleibt.

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil national a adopté une motion du député Robbiani (pdc, TI), qui demandait
au Conseil fédéral de prendre très rapidement des mesures, afin que les pays de l’UE,
et notamment les pays voisins, définissent et fassent connaître la procédure à suivre
pour que les entreprises suisses puissent travailler sur leur territoire. Le député
partait en effet du constat que si la procédure applicable aux entreprises étrangères
qui se prévalent de la libre circulation pour détacher des travailleurs en Suisse se
caractérisait par sa précision et sa simplicité, la réciproque n’était pas de règle. 11

MOTION
DATUM: 06.10.2006
ELIE BURGOS

A l’instar du Conseil national fin 2006, le Conseil des Etats a adopté une motion
Robbiani (pdc, TI), qui demandait au Conseil fédéral de prendre très rapidement des
mesures, afin que les pays de l’UE, et notamment les pays voisins, définissent et fassent
connaître la procédure à suivre pour que les entreprises suisses puissent travailler sur
leur territoire. 12

MOTION
DATUM: 31.12.2007
ELIE BURGOS

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Conseil national a accepté un postulat initialement déposé par Remigio Ratti (pdc,
TI) et repris par Meinrado Robbiani (pdc, TI), demandant au Conseil fédéral la rédaction
d’un rapport sur les conséquences des accords bilatéraux vis-à-vis du développement
et de l’organisation du territoire des cantons transfrontaliers. Principale crainte des
parlementaires: voir les cantons limitrophes déstabilisés par les nouvelles dispositions,
notamment en matière de libre-circulation des personnes, de trafic routier, de
logement et du développement des zones frontalières étrangères. Le gouvernement
s’était dit prêt à accepter le postulat, à condition que le délai de réalisation du rapport
soit rallongé et coïncide avec la ratification des accords bilatéraux. 13

POSTULAT
DATUM: 24.03.2000
FRANÇOIS BARRAS
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Liberalisierung der früheren Staatsmonopolbereiche Eisenbahnverkehr, Post und
Telekommunikation und die damit verbundenen Anpassungen der dort tätigen
staatlichen Betriebe an die verschärfte Wettbewerbssituation wirkt sich tendenziell
negativ auf die Randgebiete aus. Vorläufig waren die Auswirkungen vor allem beim in
diesen Regionen ohnehin prekären Arbeitsplatzangebot spürbar, später könnte es auch
Nachteile bei der Einrichtung neuer Infrastrukturen im Kommunikationsbereich und
eine Differenzierung der Preisstruktur (sprich Verteuerung der Leistungen in
peripheren oder dünn besiedelten Gebieten) geben. Von verschiedener Seite wurde
deshalb die Idee eines sogenannten nationalen Kohäsionsfonds ins Spiel gebracht.
Gemäss einer parlamentarischen Initiative Tschäppät (sp, BE; 99.449) soll dieser Fonds
aus den Dividenden des Bundes aus seinen Anteilen bei SBB, Swisscom und Post
gespiesen werden und Konversions- und Innovationsprojekte im Infrastrukturbereich in
den Randregionen finanzieren. Der Nationalrat lehnte diesen von der Linken und etwa
der Hälfte der CVP-Fraktion unterstützten Vorschlag mit 88:84 Stimmen ab.
Standesinitiativen mit ähnlichem Inhalt hatten auch die Kantone Graubünden,
Schaffhausen, Tessin und Wallis eingereicht. Auf Antrag seiner Kommission gab ihnen
der Ständerat keine Folge. Eine wichtige Begründung war die, dass ein solcher Fonds
mit seiner Zweckbindung zu starr wäre. Da der Rat dem Anliegen der peripheren
Kantone aber seine Berechtigung zuerkannte, überwies er eine Motion für die
flächendeckende Versorgung des Landes mit öffentlichen Infrastrukturen (sogenannter
Service public). Der Nationalrat hatte bereits vorher, im Rahmen der Debatte über die
Legislaturplanung 1999-2003, eine ähnliche, auch vom Ständerat übernommene
Kommissionsmotion (00.3215) gutgeheissen. Der Bundesrat reagierte im Sommer mit
der Ankündigung, dass er dem Parlament einen Kredit von 80 Mio Fr. für vier Jahre
zugunsten von Regionen beantragen werde, welche durch die Privatisierung der
öffentlichen Betriebe besonders stark von Arbeitsplatzabbau betroffen sind. Die Mittel
sollen gezielt zur verbesserten Stellenvermittlung und Umschulung, zur Förderung von
Unternehmensgründungen, zur Vermittlung von Gebäuden und zur Ankurbelung von
innovativen Tourismusprojekten eingesetzt werden. Nach den Plänen der Regierung soll
aber kein neues regionalpolitisches Instrumentarium geschaffen, sondern die Kassen
der bestehenden (IHG, Nachfolge des Bonny-Beschlusses, Innovation im Tourismus)
belastet werden. Der Nationalrat überwies nach dieser Ankündigung ein Postulat
Robbiani (cvp, TI; 00.3442), welches den Bundesrat auffordert, eine Strategie zur
Unterstützung dieser Regionen vorzulegen. 14

MOTION
DATUM: 05.10.2000
HANS HIRTER

Wettbewerb

Das Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL) veröffentlichte für das Jahr 2011 Zahlen
zur geographischen Verteilung von Bundesaufträgen. Dabei kamen erhebliche
sprachregionale Unterschiede ans Licht. Demnach wurden 80% der Zuschläge in die
Deutschschweiz, je 9% in die Romandie und ins Tessin und 2% ins Ausland vergeben.
Vor diesem Hintergrund sprach sich der Nationalrat in der Wintersession für eine
Motion Hodgers (gp, GE) aus, die Massnahmen zur Verbesserung der Chancengleichheit
zwischen den verschiedenen Sprachregionen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge
durch den Bund verlangte, ohne dabei die Qualität der Dienstleistungen in Frage zu
stellen. Der Entscheid des Ständerats zu diesem Geschäft erfolgte nicht mehr im
Berichtsjahr. 15

MOTION
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im November veröffentlichte die WAK-NR ihren Bericht zu einer parlamentarischen
Initiative Robbiani (cvp, TI). Diese verlangt Änderungen bei der Zuständigkeit zur
Besteuerung von Vorsorgeleistungen, die im Ausland wohnenden Personen zukommen.
Heute liegt die Befugnis für die Quellensteuererhebung und das
Rückerstattungsverfahren bei jenem Kanton, in dem die Vorsorgeeinrichtung ihren Sitz
hat. Diese Regelung führt dazu, dass die Quellensteuererträge aus Vorsorgeleistungen
(2. Säule und Säule 3a) vor allem in den Kantonen mit grossen Sammelstiftungen
anfallen. Neu sollen die im Ausland wohnhaften Empfänger und Empfängerinnen von
Vorsorgeleistungen von jenem Kanton besteuert werden, in welchem die begünstigte
Person ihr letztes Erwerbseinkommen versteuert hat. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat lehnte sowohl eine Motion (Mo. 07.3454) als auch eine
parlamentarische Initiative des Nationalrates Robbiani (cvp, TI) bezüglich der
Quellenbesteuerung von Vorsorgeleistungen ab. Die Initiative hatte zum Ziel, dass im
Ausland wohnhafte und in der Schweiz erwerbstätige Personen im Kanton, in dem sie
arbeiten, zum Zeitpunkt besteuert werden, wenn sie ihr Guthaben der beruflichen
Vorsorge ausbezahlt bekommen. Heute liegt die Befugnis für die
Quellensteuererhebung und das Rückerstattungsverfahren bei jenem Kanton, in dem
die Vorsorgeeinrichtung ihren Sitz hat. Diese Regelung führt dazu, dass die
Quellensteuererträge aus Vorsorgeleistungen (2. Säule und Säule 3a) vor allem in den
Kantonen mit grossen Sammelstiftungen anfallen. Ein ähnliches Ziel verfolgte auch die
Motion, welche ein vereinfachtes Verfahren bei der Rückerstattung der Quellensteuer
an die Kantone, in denen die versicherte Person erwerbstätig war, ausarbeiten wollte.
Der Bundesrat empfahl in seiner Stellungnahme das Nichteintreten, weil er der Meinung
war, dass die vorgeschlagenen Änderungen keine Vereinfachung bringe, sondern
komplizierter sei als die heutige Regelung und die geltende Rechtsordnung auch aus
steuersystematischen Gründen vorzuziehen sei.  17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Indirekte Steuern

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI) Folge, welche
die Rückerstattung des Steuerzuschlags für Treibstoff verlangt, der zum Abbau von
Naturstein verwendet wird. Damit wird der Natursteinabbau im Mineralölsteuergesetz
der Land- und der Forstwirtschaft sowie der Berufsfischerei gleichgestellt. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Mit 18:3 Stimmen bei einer Enthaltung billigte die WAK-NR, basierend auf einer
parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI), einen Entwurf zur Änderung des
Mineralölsteuergesetzes. Dieser sieht vor, dem schweizerischen Natursteinabbau den
Mineralölsteuerzuschlag zurückzuerstatten und die Branche damit der Land- und
Forstwirtschaft sowie der Berufsfischerei gleichzustellen. Der Bundesrat beantragte,
auf die Rückerstattung des Mineralölsteuerzuschlags zu verzichten, um kein Präjudiz für
andere Bereiche zu schaffen. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Basierend auf einer parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI) billigte das Parlament
eine Änderung des Mineralölsteuergesetzes. Diese sieht vor, dem schweizerischen
Natursteinabbau den Mineralölsteuerzuschlag zurückzuerstatten und die Branche
damit der Land- und Forstwirtschaft sowie der Berufsfischerei gleichzustellen. Der
Bundesrat hatte sich mit dem Hinweis auf das Investitionshilfegesetz gegen die Revision
ausgesprochen; das Calanca- und das Maggiatal seien auf der Grundlage dieses
Gesetzes zu unterstützen und nicht über Steuerermässigungen. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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Finanzausgleich

Eine parlamentarische Initiative Robbiani (svp, TI) fordert die Verlängerung der Fristen
zur Finanzierung von Institutionen für Behinderte. Mit der Einführung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) wurde die Zuständigkeit
für die Institutionen der Behindertenbetreuung den Kantonen übergeben. Für die
Institutionen, denen vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über den Finanz- und
Lastenausgleich Gelder bewilligt worden waren, war in den Übergangsbestimmungen
des Gesetzes eine Frist von drei Jahren festgelegt. Laut Robbiani reiche nun diese Frist
nicht aus, was dazu führe, dass die betroffenen Institutionen die ihnen zugesicherten
Bundesgelder nicht mehr erhielten. Die entstandenen Kosten würden auf die Kantone
überwälzt. Der Nationalrat war in der Herbstsession entgegen dem Antrag des
Bundesrates auf den von seiner Kommission ausgearbeiteten Erlassentwurf eingetreten
und hiess ihn gut. Der Ständerat hingegen befand, dass kein Handlungsbedarf mehr
bestehe, da bis zum Verhandlungszeitpunkt die Schlussberichte nur noch in zwei
Institutionen ausstehend waren und sich das Dossier somit bereits erledigt hatte.
Weiter wurde festgehalten, dass faktisch sechs Jahre Übergangsfrist zur Verfügung
gestanden hätten und somit die Spielregeln für alle bekannt gewesen seien. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2010
NATHALIE GIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Am 31. Mai kam es in Gurtnellen (UR) zu einem Felssturz, bei dem ein deutsches
Ehepaar ums Leben kam und der die Nationalstrasse verschüttete. In der Folge blieb die
Gotthard-Autobahn im Kanton Uri wegen Felssturz-Gefahr den ganzen Juni gesperrt,
weil die bedrohlichen Felsmassen im Abrissgelände gesprengt werden mussten. Die
Schweiz bemühte sich mit ihren Nachbarstaaten und der EU um eine koordinierte
Lenkung des Schwerverkehrs durch den gesamten Alpenbogen. SBB und BLS boten
zusätzliche Verlademöglichkeiten an. Siehe auch die Antworten des Bundesrates auf
eine Frage Robbiani (cvp, TI) und die Interpellationen Hutter (svp, SG) (06.3250) und
Germanier (fdp, VS) (06.3280). 22

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

In der Wintersession überwies der Ständerat ein Postulat Hofmann (svp, ZH), welches
den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zu den raumordnungspolitischen
Auswirkungen der bilateralen Verträge mit der EU auf die Grenzkantone vorzulegen.
Ein gleichlautendes Postulat ist vom Tessiner Ratti (cvp) (99.3513) im Nationalrat
eingereicht, durch Robbiani (cvp) in der Wintersession übernommen, aber noch nicht
behandelt worden. Der Bericht wird auf Mitte 2002 erwartet. 23

POSTULAT
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Bodenrecht

Eine Lockerung der Lex Koller verlangte ein Postulat Hodgers (gps, GE), welches vom
Nationalrat in der Dezembersession überwiesen wurde. Dieses veranlasst den
Bundesrat zu prüfen, ob mit einer entsprechenden Änderung der Lex Koller
aussereuropäische Staatsangehörige mit einer Aufenthaltsbewilligung B zukünftig zum
Erwerb von Anteilsscheinen an Baugenossenschaften berechtigt werden können. Da
der Zugang zu Genossenschaftswohnungen nur über den Erwerb dieser Anteilsscheine
möglich ist, seien mit bestehender Regelung insbesondere Studierende aus Drittstaaten
bei der Suche nach erschwinglichem Wohnraum benachteiligt. In seiner Antwort zum
Postulat verwies der Bundesrat auf den in der Kommissionsmotion enthaltenen
Abschreibungsantrag der Vorlage zur Aufhebung der Lex Koller. Bei Verzicht auf
Aufhebung der Lex Koller sei zu prüfen, wie bestehende Regelungen sinnvoll angepasst
werden können. 24

POSTULAT
DATUM: 03.12.2012
MARLÈNE GERBER
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Im März 2017 präsentierte der Bundesrat seinen Vernehmlassungsentwurf zur Revision
der Lex Koller, der lediglich eine leichte Verschärfung des Gesetzes beinhaltete. In zwei
entscheidenden Punkten sah der Bundesrat nämlich von seinen ursprünglichen Plänen
ab. So beabsichtigte er mit der Vorlage nicht, Betriebsstättegrundstücke erneut dem
Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland zu
unterstellen – diese waren mit einer 1997 eingeführten Lockerungen vom Gesetz
ausgenommen worden. Ferner schlug er auch nicht vor, den Erwerb von Anteilen an
börsenkotierten Immobiliengesellschaften durch Personen im Ausland zu untersagen,
womit eine im Jahr 2005 eingeführte Lockerung rückgängig gemacht werden würde. Er
stellte diese beiden Punkte in seiner Vernehmlassungsvorlage jedoch als mögliche
Erweiterungen der Revision zur Diskussion und griff damit die Anliegen zweier im Jahr
2014 erledigten Motionen von Nationalrätin Badran (sp, ZH) auf. Der Bundesrat sowie
der Nationalrat hatten diese Anliegen damals unterstützt; die Motionen waren in der
Folge jedoch am Willen des Ständerats gescheitert. Mit der Revision erfüllt werden
sollte jedoch ein Postulat Hodgers (gp, GE; Po. 11.3200), das Staatsangehörigen aus
aussereuropäischen Ländern den Erwerb von Anteilsscheinen an
Genossenschaftswohnungen ermöglichen wollte. Die geltende Regelung hätte zur Folge,
dass solche Personen keinen Zugang zu diesem Segment an preisgünstigen Wohnungen
hätten, so die Ausführungen des Bundesrats. Darüber hinaus enthielt die Vorlage etwa
Bestimmungen zur Verschärfung des Hauptwohnerwerbs durch Personen aus Nicht-
EU-EFTA-Staaten und beabsichtigte unter anderem, Rechtssicherheit in Bezug auf die
Umnutzung von gewerblich genutzten Grundstücken zu schaffen, indem sie die
vollständige oder teilweise Umnutzung von Betriebsstätten zu Wohnraum explizit
untersagen wollte. Ferner zielten die vorgeschlagenen Änderungen auch darauf ab, den
Vollzug in den Kantonen zu vereinfachen.
Bereits am Tag nach der Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens konnten
Interessenvertreter und -vertreterinnen gegenüber den Medien ihre Meinung zum
Vorschlag kundtun – und dies zum Teil mit ungewohnten Argumenten. Dass Bürgerinnen
und Bürger mit Herkunft ausserhalb der EU- oder EFTA-Staaten zum Erwerb von
Hauptwohnsitz eine Bewilligung benötigten, die an die Pflicht geknüpft wäre, das
Wohneigentum innert zwei Jahre nach Wegzug wieder zu veräussern, beurteilte Hans
Egloff, SVP-Nationalrat und Präsident des Hauseigentümerverbands (HEV), als
«ausländerfeindlich». Darüber hinaus würde sich die Situation auf dem
Mietwohnungsmarkt verschärfen, da solche Personen vom Hauskauf als Alternative
absehen würden. Die ablehnende Haltung gegenüber den geplanten Verschärfungen
wurde von der Wirtschaft generell gestützt. Auch die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft für Berggebiete stellte sich gegen neuerliche Einschränkungen in
Berggebieten; man leide bereits unter den Folgen der Zweitwohnungsinitiative.
Economiesuisse kritisierte die Vorlage wenige Monate später ebenfalls aufs Schärfste.
Neben inhaltlicher Kritik unterstellte der Dachverband der Wirtschaft dem Bundesrat
gar, einen «unwürdigen Trick» anzuwenden. Zur Erfüllung des Postulats hätte eine
Verordnungsänderung genügt; der Postulant selber habe diesen Weg in seinem Vorstoss
vorgeschlagen. Generell zeigte sich die Schweizer Wirtschaft entrüstet ob der beiden
lediglich zur Diskussion gestellten Punkte und auch die Pensionskassen, die gemäss
Bundesrat durch entsprechende Einschränkung auf dem Investitionsmarkt vor
ausländischer Konkurrenz geschützt werden könnten, vertraten die Ansicht, diese
Argumentation entbehre jeglicher Grundlage. Auch die drei grossen bürgerlichen
Parteien stellten sich deutlich gegen den Entwurf. Ganz anders war der Tenor von
Seiten der links-grünen Parteien und des Mieterverbands. Diese Akteure begrüssten die
vorgeschlagenen Verschärfungen der Lex Koller, um den Druck auf den Wohnungsmarkt
zu reduzieren und inländische Pensionskassen, Baugenossenschaften und Private zu
schützen. Die SP ortete ferner im Kauf von Immobilien durch Personen im Ausland eine
nicht unerhebliche Gefahr der Geldwäscherei, weswegen sie die Vorlage gerne um
Bestimmungen zur Bekämpfung ebendieser ergänzt hätte. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2017
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2018 zog der Bundesrat seine Konsequenz aus der in der Vernehmlassung
grossmehrheitlich auf Ablehnung gestossenen Vorlage zur  Revision der Lex Koller und
beschloss, auf eine Revision zu verzichten. Mit dieser hatte der Bundesrat ursprünglich
unter anderem geplant, ein Postulat Hodgers (gp, GE; Po. 11.3200) umzusetzen. Nach
Beerdigung der Revision soll nun im Rahmen zweier Postulate (Po. 18.3233; Po. 18.3376)
geprüft werden, inwiefern «der Erwerb von Beteiligungen an inländischen
Unternehmen durch Personen im Ausland in der Zukunft gewissen Kontrollen zu
unterstellen [sei]», so der Bundesrat in seiner Medienmitteilung. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2018
MARLÈNE GERBER
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Lisa Mazzone (gp, GE) widmete sich noch im Nationalrat einer Forderung, die bereits ihr
Parteikollege Antonio Hodgers (gp, GE) im Jahr 2011 eingebracht hatte. Der damalige
Nationalrat hatte mit einem Postulat gefordert zu überprüfen, ob aussereuropäische
Staatsangehörige mit einer Aufenthaltsbewilligung B zukünftig zum Erwerb von
Anteilscheinen an Baugenossenschaften berechtigt werden können. Das überwiesene
Postulat hätte mit der geplanten Revision der Lex Koller erfüllt werden sollen. Dieses
Revisionsvorhaben war 2018 jedoch nach der Vernehmlassung vom Bundesrat
abgebrochen worden. Mazzone wies nun in einer Motion darauf hin, dass der Erwerb
von Anteilscheinen von Wohnbaugenossenschaften durch ausländische
Staatsangehörige in der Vernehmlassung auf mehrheitliche Zustimmung gestossen sei,
und beantragte deswegen die Umsetzung dieses Begehrens. Der Nationalrat nahm das
aufgrund des Ratswechsels der Motionärin von Michael Töngi (gp, LU) übernommene
Geschäft in der Sondersession vom Oktober 2020 mit 105 zu 73 Stimmen (bei 1
Enthaltung) an. Gegen die Forderung stellten sich in erster Linie die SVP-Fraktion und
eine Grossmehrheit der Mitte-Fraktion. 27

MOTION
DATUM: 30.10.2020
MARLÈNE GERBER

Wohnungsbau und -eigentum

Der Nationalrat überwies zwei Postulate des Tessiners Robbiani (cvp) für die Einführung
einer Toleranzmarge bei der Mietzinsverbilligung in der WEG-Verordnung (01.3295)
resp. die Überprüfung der Einkommensgrenzen, die einen Anspruch auf eine
Zusatzverbilligung für die Wohneigentumsförderung geben. 28

POSTULAT
DATUM: 05.10.2001
MAGDALENA BERNATH

Mitte Mai 2021 reichte die WAK-NR eine Motion ein, mit welcher sie den Bundesrat
auffordern wollte, seinen 2018 verworfenen Vorentwurf einer Änderung des
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland («Lex
Koller») dem Parlament zu unterbreiten. Der Bundesrat hatte den Vorentwurf 2017
ausgearbeitet und diesem verschiedene Verschärfungen der in der Lex Koller
enthaltenen Massnahmen beigefügt, beispielsweise Bestimmungen zur Verschärfung
des Hauptwohnerwerbs durch Personen aus Nicht-EU-EFTA-Staaten oder ein explizites
Verbot von vollständigen oder teilweisen Umnutzungen von Betriebsstätten zu
Wohnraum. Ausserdem hätte die Vorlage das Anliegen eines Postulates von Antonio
Hodgers (gp, GE; Po. 11.3200) umgesetzt, wonach Staatsangehörigen aus
aussereuropäischen Ländern der Erwerb von Anteilsscheinen an
Genossenschaftswohnungen erlaubt werden solle, damit diese Zugang zu günstigem
genossenschaftlichem Wohnraum haben können. Aufgrund der überwiegend negativen
Rückmeldungen in der Vernehmlassung hatte der Bundesrat das Revisionsvorhaben
jedoch im Juni 2018 aufgegeben. In der Begründung ihrer Motion schreibt die WAK-NR,
dass sie sich zwar bewusst sei, dass der Vorentwurf umstritten war. Die Kommission
wolle sich jedoch nicht im Vorhinein der Diskussion verschliessen, sondern diese im
Parlament austragen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Kommissionsmotion. In seiner
Stellungnahme von Mitte August 2021 begründete er den Antrag mit der seiner Ansicht
nach unveränderten Ablehnung des Entwurfs durch einen Grossteil der interessierten
Organisationen und der Parteien. Dies hätten beispielsweise die Beratungen zu einer
parlamentarischen Initiative der RK-NR (Pa.Iv. 21.400), welche die Bewilligungspflicht
für den Erwerb von Grundstücken durch ausländische Personen auf Betriebsstätten-
Grundstücke hätte ausdehnen wollen, gezeigt. Das Anliegen des Postulates Hodgers sei
mittlerweile in einer Motion Mazzone (gp, GE; Mo. 18.4314) aufgenommen und in dieser
Form vom Ständerat verworfen worden. Und nicht zuletzt seien extern eingeholte
Regulierungsfolgenabschätzungen zum Schluss gekommen, dass es aus ökonomischer
Sicht vorteilhafter ist, bei der bisherigen Regelung zu bleiben. 29

MOTION
DATUM: 18.08.2021
ELIA HEER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Auf der anderen Seite des Spektrums beschäftigte auch die Jugendarbeitslosigkeit das
Parlament. Kommentarlos – und durch die zustimmende Berichterstattung des
Bundesrates praktisch erledigt – überwies die grosse Kammer ein Postulat Robbiani
(cvp, TI), das die Landesregierung ersucht darzulegen, mit welchen Massnahmen
innerhalb der Bundesverwaltung der Jugendarbeitslosigkeit begegnet wird. 30

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Für ausländische Unternehmen, die im Rahmen der Freizügigkeit bewilligungsfrei
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für höchstens 90 Tagen in die Schweiz
entsenden, steht ein sehr einfaches Meldeverfahren zur Verfügung. Umgekehrt trifft
dies für Schweizer Unternehmen, die im EU-Raum tätig werden wollen, nicht überall zu.
Gerade Nachbarländer der Schweiz verlangen zum Teil sehr komplizierte
Anmeldeprozeduren. Gegenrecht ist also in diesem Bereich noch nicht durchgehend
gewährleistet. Ausgehend von dieser Feststellung forderte der Nationalrat mit einer
überwiesenen Motion Robbiani (cvp, TI) den Bundesrat auf, in der EU im Sinne der
Reziprozität auf eine Vereinfachung bzw. Optimierung der Vorschriften hinzuwirken. 31

MOTION
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion Robbiani (cvp, TI) angenommen, die den
Bundesrat auffordert, bei der EU vorstellig zu werden, um übersichtlichere Melde- und
Kontrollverfahren für Arbeitnehmende aus der Schweiz zu fordern, die aufgrund des
Freizügigkeitsabkommens kurzfristig (weniger als 90 Tage) dort beschäftigt sind. Da der
Bundesrat mit der Motion einverstanden war, überwies sie nun auch der Ständerat. 32

MOTION
DATUM: 05.12.2007
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Personen, die Temporärarbeit leisten, riskieren, beim Aufbau der Alterssicherung in
der beruflichen Vorsorge durch die Maschen zu fallen. Werden Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen für ein Beschäftigungsverhältnis von unter drei Monaten eingestellt,
so können sie von der beruflichen Vorsorge ausgeschlossen zu werden, auch wenn sie
regelmässig wiederbeschäftigt werden. Dieser Umstand bewog Robbiani (cvp, TI) den
Bundesrat mit einem Postulat zu ersuchen, in einem Bericht detailliert aufzuzeigen,
welche Auswirkungen die gegenwärtige Zunahme der Temporärarbeit und der
atypischen Arbeitsformen überhaupt auf die berufliche Vorsorge hat. Obgleich der
Bundesrat darauf hinwies, dass ein entsprechender Bericht (primär bezogen auf die
Kulturschaffenden) bereits in Arbeit sei, beantragte er dennoch Annahme des
Postulates, worauf dieses vom Nationalrat diskussionslos überwiesen wurde. 33

POSTULAT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Die Kritik an der Höhe der Medikamentenpreise verstummte denn auch nicht. Gleich
nach der Ablehnung der Denner-Initiative „für tiefere Arzneimittelpreise“ forderte das
Konkordat der Schweizerischen Krankenversicherer (KSK) die Einberufung eines
„Runden Tisches“, um mit allen Beteiligten Massnahmen zur Stabilisierung der
Medikamentenkosten zu beraten. In den letzten Jahren stiegen die
Medikamentenkosten in der Grundversicherung meistens zweistellig; rund ein Fünftel
der Prämien wird mittlerweile für Arzneimittel eingesetzt.  Die Konferenz fand Anfangs
Juli statt, brachte aber kaum Neues. Es wurde vereinbart, auf allen Ebenen den Einsatz
von Generika zu fördern; die Pharmaindustrie wurde zudem aufgefordert, kleinere
Packungen anzubieten, um der Verschwendung von Arzneimitteln entgegen zu wirken.
Der Preisüberwacher intervenierte ebenfalls erneut und verlangte eine Ausdehnung des
Ländervergleichs auf alle Nachbarstaaten (ein von der Preisüberwachung 2000
angestellter Vergleich ergab beispielsweise, dass die Preise in der Schweiz knapp 20%
über jenen in Deutschland – wie die Schweiz ein Hochpreisland – liegen; bei den nicht-
kassenpflichtigen Arzneimitteln betrug die Differenz 33,3%), auch jene mit deutlich
niedrigerem Preisniveau (Italien und Frankreich), eine Anregung, die ein vom

ANDERES
DATUM: 12.10.2001
MARIANNE BENTELI
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Nationalrat überwiesenes Postulat Robbiani (cvp, TI) (Po. 01.3101) übernahm. Zudem
wurde eine Motion Gysin (fdp, BL) (Mo. 99.3333), die verlangte, die Vergünstigungen, die
Spitäler und Ärzte beim Direktbezug von Medikamenten erhalten, seien vollumfänglich
an die Patienten weiterzugeben, auf Antrag des Bundesrates als Postulat angenommen.
Die SP möchte die steigenden Gesundheitskosten in den nächsten Jahren vordringlich
mit Massnahmen im Medikamentenbereich bekämpfen. 34

Im Einverständnis mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat ein Postulat Robbiani (cvp,
TI) an, welches anregt, es sei zu veranlassen, dass die Hersteller von Medikamenten
verpflichtet werden, die Wirkstoffe und Hilfsmittel anzugeben, welche Allergien oder
andere unerwünschte Wirkungen hervorrufen können. Dadurch würde die
Heilmittelgesetzgebung der Lebensmittelgesetzgebung angeglichen. 35

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Robbiani (cvp, TI) wollte diejenigen Bestimmungen des gescheiterten
Entwurfs zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung auf
Verordnungsebene wiederaufnehmen, die am stärksten dazu beitragen können, die
Arzneimittelpreise einzudämmen. Aufgenommen werden sollte dabei insbesondere das
Instrument der regelmässigen, dreijährlichen Überprüfung der Arzneimittelpreise. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, seinen bestehenden Spielraum auf Verordnungsstufe
auszuschöpfen und eine Regelung vorzubereiten, welche den Rhythmus der
Überprüfung der Arzneimittel bezogen auf deren Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit zum Gegenstand hat. Der Nationalrat schloss sich der Meinung des
Motionärs und des Bundesrates an und nahm die Motion ebenfalls an. 36

MOTION
DATUM: 19.12.2008
LINDA ROHRER

In Bezug auf die Einsparungen, die bei den Medikamenten gemacht werden könnten,
stimmte der Nationalrat den vom Ständerat im Vorjahr vorgenommenen Abänderungen
der Motionen Heim (sp, SO) und Humbel Näf (cvp, AG) (Mo. 05.3523) für mehr
Preiswettbewerb im Bereich der Mittel- und Gegenstände (Migel) in einen
Prüfungsantrag zu. Eine Motion Diener (glp, ZH) (Mo. 09.3089) wollte den Bundesrat
beauftragen, für den Vertrieb von Arzneimitteln eine preisunabhängige Marge,
differenziert nach Vertriebskanal, festzulegen. Diese sollte auf der Basis einer
effizienten und preisgünstig durchgeführten Vertriebsleistung festgelegt werden. Der
Bundesrat lehnte dieses Begehren ab, da er diese Fragen in der zweiten Etappe der
Revision des Heilmittelgesetzes klären und regeln wollte. Der Ständerat wandte sich mit
einem Stichentscheid des Präsidenten gegen den Willen des Bundesrates und nahm die
Motion an. Der Bundesrat hatte im Vorfeld bereits angekündigt, im Falle einer Annahme
beim Nationalrat eine Abänderung in einen Prüfungsantrag zu beantragen. Aber auch
der Nationalrat nahm die Motion mit 110 zu 52 Stimmen an. Eine Motion Robbiani (cvp,
TI) (Mo. 08.3670) forderte den Bundesrat auf, so rasch wie möglich Massnahmen auf
Verordnungsebene zur Senkung der Arzneimittelpreise zu ergreifen und insbesondere
eine alle drei Jahre erfolgende Überprüfung der Medikamentenpreise anzuordnen. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, seinen bereits bestehenden Spielraum auf
Verordnungsstufe auszuschöpfen und eine Regelung vorzubereiten, welche den
Rhythmus der Überprüfung der Arzneimittel bezogen auf deren Wirksamkeit,
Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit zum Gegenstand hat. Der Ständerat nahm die
Motion an. 37

MOTION
DATUM: 04.06.2009
LINDA ROHRER

Sozialversicherungen
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Invalidenversicherung (IV)

Da es bei der Ermittlung eines eventuellen Anspruches auf Invaliditätsleistungen (IV-
und UVG-Rente) immer wieder zu Streitigkeiten über das Erwerbseinkommen kommt,
das die versicherte Person nach dem Gesundheitsschaden durch eine weniger
anforderungsreiche Tätigkeit erzielen könnte, ersuchte Robbiani (cvp, TI) den
Bundesrat in einem überwiesenen Postulat, zur Ermittlung dieses Einkommens
verbindliche Kriterien festzulegen. 38

POSTULAT
DATUM: 17.06.2005
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat behandelte als Erstrat die neue IV-Revision in seiner Frühjahrssession.
Angesichts des von allen Rednern und Rednerinnen anerkannten Revisionsbedarfs bei
der IV fand der Antrag Huguenin (pda, VD), nicht auf die Vorlage einzutreten oder sie an
den Bundesrat zurückzuweisen, kein grosses Echo; mit 167 zu 3 Stimmen wurde
Eintreten beschlossen. Während der Rat sich über die Reform im Grundsatz einig war,
gingen die Meinungen in Bezug auf die Mittel beträchtlich auseinander. In den meisten
Fällen nahm der Nationalrat an der Vorlage des Bundesrates aber nur geringfügige
Änderungen vor.

Gleich zu Beginn der Detailberatung wurde auf Antrag der Kommission diskussionslos
beschlossen, die Vorlage über die Zusatzfinanzierung abzuspalten und zu einem
späteren Zeitpunkt zu behandeln. Bei den Bestimmungen über die Früherfassung
einigte sich der Rat auf das Prinzip, die verschiedenen Akteure nicht zur Meldung zu
verpflichten. Wie von der Kommissionsmehrheit empfohlen, strich der Rat mit 102 zu
76 Stimmen den Vorschlag des Bundesrates, wonach ein Arzt der IV beim behandelnden
Arzt die notwendigen Auskünfte der versicherten Person ohne deren Einwilligung
einholen kann.

Immer nach dem Prinzip, dass Eingliederung vor Rente kommen muss, distanzierte sich
die grosse Kammer auf Antrag ihrer Kommission vom Entwurf des Bundesrates, wonach
die medizinischen Massnahmen im Rahmen der beruflichen Eingliederung aus dem IV-
Gesetz auszulagern seien. Mit dem Argument, das Fundament für eine erfolgreiche
Integration ins Erwerbsleben werde schon im Kindes- und Jugendalter gelegt, votierte
sie mit 106 zu 71 Stimmen, dass die IV weiterhin bis zum 20. Altersjahr des Versicherten
dafür aufkommen muss. Bei der FDP-Fraktion war man sich in dieser Frage nicht einig,
immerhin die Hälfte unterstützte den Vorschlag des Bundesrates.

Als vorrangiges Ziel für bereits im Arbeitsprozess stehende Personen wurde deren
Verbleib im Betrieb postuliert. Intensive Debatten wurden dabei zur Frage der
Verpflichtung der Arbeitgeber geführt. Ein Antrag aus der SP, wonach ein Unternehmen
alles daran setzen muss, um den Arbeitsplatz neben dem Gesundheitszustand auch
dem Alter oder den persönlichen Verhältnissen der versicherten Person anzupassen,
wurde nach regen Diskussionen mit 110 zu 62 Stimmen abgelehnt. Generell gab der Rat
bei der Förderung der Eingliederung finanziellen Anreizen den Vorzug gegenüber
Zwangsmassnahmen. So führte er auf Antrag der Kommission eine Gewährung von
Einarbeitungszuschüssen während 180 Tagen ein, bei welchen die IV zur Lohnergänzung
weiterhin ihre Taggelder entrichtet und die Arbeitnehmerbeiträge an die
Sozialversicherungen übernimmt; ein Antrag Robbiani (cvp, TI), der mit Unterstützung
aus der SP und der GP verlangte, diese Einarbeitungshilfen seien auf ein Jahr
auszudehnen, wurde mit 93 zu 71 Stimmen verworfen. Mit dem Argument,
Quotenarbeitsplätze könnten kontraproduktive Auswirkungen haben, lehnte der Rat mit
109 zu 63 Stimmen auch einen Antrag aus dem links-grünen Lager ab, die privaten und
öffentlichen Arbeitgeber mit mehr als 100 Mitarbeitenden zu verpflichten, in ihren
Betrieben einen bestimmten Anteil behinderter Personen (mindestens 1%) zu
beschäftigen; ebenso verwarf er jegliche Quotenverpflichtung (mindestens 4%) für den
Bund als Arbeitgeber sowie für Unternehmen mit öffentlichem Auftrag. Eine Mehrheit
der Kommission wollte in den Übergangsbestimmungen gleichwohl eine zwingende
Bestimmung einführen für den Fall, dass vier Jahre nach Annahme der Revision die
Invalidenquote immer noch über 4,5% liegen sollte, doch lehnte der Rat auch diesen
Antrag mit 92 zu 78 Stimmen ab.

Lange wurde über die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug einer IV-Rente
diskutiert. Der Bundesrat beantragte, dass der Anspruch erst entsteht, wenn sämtliche
Eingliederungsmassnahmen und medizinischen Behandlungen sich als erfolglos
erwiesen haben. Das links-grüne Lager bezeichnete die Bestimmung als eigentlichen
Stolperstein des gesamten Entwurfs und kritisierte, damit würden Versicherte mit
schwankenden Krankheitsverläufen wie etwa psychische Erkrankungen oder schubartig

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2006
MARIANNE BENTELI
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auftretenden wie etwa Multiple Sklerose in einem Schwebezustand gehalten und in
andere Sozialversicherungsgefässe abgeschoben. Wenn aus medizinischen Gründen
keine Eingliederungsmassnahmen möglich seien, würden die Betroffenen zwischen
Stuhl und Bank fallen, da dann keine Taggelder der IV flössen und die meisten
Arbeitnehmer nur über zeitlich beschränkte Lohnfortzahlungen und ein Teil auch über
keine Taggeldversicherung verfügten. Die Mehrheit machte geltend, die Kommission
habe bereits den rechtlich unklaren Begriff der „vermeintlichen“ Verbesserung der
zukünftigen Erwerbsfähigkeit ausgemerzt. Es gehe hier aber um einen
Paradigmenwechsel, im Vordergrund stehe nicht mehr der Nachweis von Defiziten,
damit daraus eine Rente resultiert, sondern von Restmöglichkeiten, damit die
Eingliederung möglichst optimal ist. Gegen die geschlossene Opposition von SP und GP
sprach sich der Rat mit 110 zu 62 Stimmen für die Version der Kommission aus.

Ebenfalls hatte das links-grüne Lager keine Chance mit seinen Anträgen, den Zugang zu
einer IV-Rente wie bisher nach bereits einem Jahr der Beitragszahlung anstatt wie neu
vorgeschlagen erst nach drei Jahren zu gewähren und den so genannten
Karrierezuschlag beizubehalten. Im Namen dieser Minderheit machte Teuscher (gp, BE)
geltend, die Verlängerung der Beitragszeit führe nur zu minimalen Einsparungen (rund
CHF 1 Mio. pro Jahr), erhöhe aber den administrativen Aufwand um rund  CHF 1,5 Mio.
Im Namen einer Minderheit II schlug Schenker (sp, BS) vor, den Karrierezuschlag, der ja
nur die Lohnentwicklung vollziehe, die ein nicht behinderter Mensch im Lauf seines
Erwerbslebens in den meisten Fällen erreiche, zwar aus Gründen der Einsparung nicht
wie bis anhin jährlich, sondern nur stufenweise zu gewähren, wie dies auch die Eidg.
AHV/IV-Kommission suggeriert habe. Die Vertreter der bürgerlichen Parteien
bekämpften beide Anträge mit dem Argument, heute sei eben nicht mehr finanzierbar,
was allenfalls wünschbar wäre; die überschuldete IV müsse dringend Abstriche bei den
Leistungen machen. Die Verlängerung der Beitragszeit wurde mit 105 zu 65 Stimmen
angenommen, die Aufhebung des Karrierezuschlags mit 110 zu 64.

In der Folge der Diskussionen ging es dann um eher nebensächliche Fragen. Eine von
Wehrli (cvp, SZ) angeführte Minderheit beantragte, Rentenauszahlungen an Personen im
Ausland an die dortige Kaufkraft anzupassen. Entgegen dem Bundesrat und der
Kommissionsmehrheit hiess der Nationalrat diese Bestimmung gut. 39

Die Bestimmung des Invaliditätsgrades und damit die Höhe der Invalidenrente stützt
sich auf einen Vergleich zwischen dem Einkommen, das die versicherte Person ohne
Gesundheitsschaden erzielen würde, und jenem, das sie mit der ihr verbleibenden
Arbeitsfähigkeit bestenfalls noch erreichen kann. Bei der Ermittlung dieses
Ersatzeinkommens war es immer wieder zu Streitigkeiten gekommen. In einem
Grundsatzurteil hatte das Eidgenössische Versicherungsgericht festgehalten, dass nicht
das Lohnniveau der betreffenden Gegend, sondern die Durchschnittswerte der
Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung massgebend sein sollen, wodurch IV-Rentner
in strukturschwachen Regionen nicht mehr benachteiligt werden. In einer mit
Zustimmung des Bundesrates überwiesenen Motion forderte Robbiani (cvp, TI) die
Landesregierung nun auf, die Vollzugsbestimmungen zum Bundesgesetz über die
Invalidenversicherung anzupassen. 40

MOTION
DATUM: 22.06.2007
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat stimmte der 2007 vom Nationalrat überwiesenen Motion Müller (fdp, SG)
ebenfalls zu. Diese forderte den Bundesrat auf, Massnahmen zu ergreifen, damit den
Patienten der Invalidenversicherung bei öffentlichen und öffentlich subventionierten
Spitälern grundsätzlich die gleichen Tarife und Kosten verrechnet werden wie
denjenigen der obligatorischen Krankenversicherung. Er überwies auch die Motion
(06.3466) Robbiani (cvp, TI) für die Anpassung der Vollzugsbestimmungen zum
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung. 41

MOTION
DATUM: 18.12.2008
LINDA ROHRER
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Berufliche Vorsorge

Spätestens seit den Diskussionen um den so genannten Rentenklau sind im Bereich der
beruflichen Vorsorge die Forderungen nach mehr Transparenz bei den Formen und
Performances der Anlagen der Sammelstiftungen, die oft von privaten
Lebensversicherungsgesellschaften geführt werden, nicht mehr verstummt. Mit der
vom Bundesrat in die Wege geleiteten weiteren Senkung des
Mindestumwandlungssatzes wurden die Stimmen aus dem linken und
gewerkschaftlichen Lager immer lauter, die als Gegenstück zur Senkung eine
nachvollziehbare Offenlegung der Finanzen der Kollektivversicherungen verlangen.
Insbesondere wurde den privaten Versicherungsgesellschaften immer wieder
unterstellt, sie würden die Ergebnisse der Anlagen des BVG-Kollektivvermögens zu
niedrig ausweisen, um mit den erzielten Gewinnen eine Quersubventionierung der für
sie attraktiveren Einzellebensversicherungen vorzunehmen. Mit Zustimmung des
Bundesrates, der auf bereits laufende Arbeiten verwies, wurde ein Postulat Robbiani
(cvp, TI) angenommen, welches einen Grundlagenbericht zum Öffentlichkeitsprinzip bei
der Verwaltung der BVG-Gelder verlangt.

Siehe dazu eine Interpellation im Ständerat (06.3883) und zwei im Plenum des
Nationalrats noch nicht behandelte Interpellationen (06.3644 und 06.3719) der SP-
Fraktion. Ende August verabschiedete der Bundesrat einen Bericht zur
Überschussverteilung in der Beruflichen Vorsorge, der zum Schluss kam, dass sich die
Transparenz seit der BVG-Revision 2004 verbessert hat. 42

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
MARIANNE BENTELI

Mit einer parlamentarischen Initiative hatte Robbiani (cvp, TI) 2004 beantragt, dass aus
Gründen der Steuergerechtigkeit für die Quellenbesteuerung der Leistungen aus der 2.
Säule und der Säule 3a nicht der Sitzkanton der Sammelstiftung, sondern der letzte
Wohnsitzkanton des Begünstigten zuständig sein sollte, falls dieser zwischenzeitlich im
Ausland lebt. Die zuständigen Kommissionen beider Kammern hatten der Initiative
Folge gegeben, weil damit jenen Kantonen, die während der Erwerbstätigkeit des
Begünstigten beim steuerlichen Einkommen Abzüge für die berufliche Vorsorge
zulassen mussten, im Gegenzug die Einnahmen aus der Quellensteuer zufliessen sollten.
Der Bundesrat beantragte Nichteintreten auf die Vorlage, weil damit ein erheblicher
administrativer Mehraufwand entstehen würde. Er konnte sich mit Unterstützung von
FDP und SVP knapp durchsetzen. Eine Motion (07.3454) Robbiani (cvp, TI) mit der
gleichen Stossrichtung wurde ebenfalls verworfen. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2007
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Robbiani (cvp, TI), das den Bundesrat um einen
Bericht ersucht zur versicherungsrechtlichen Problematik von Personen, welche
Temporärarbeit leisten. Werden Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen für ein
Beschäftigungsverhältnis von unter drei Monaten eingestellt, so riskieren sie, von der
beruflichen Vorsorge ausgeschlossen zu werden, auch wenn sie regelmässig
wiederbeschäftigt werden. 44

POSTULAT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

Eine parlamentarische Initiative Beck (lp, VD) forderte, dass die Staffelung der
Altersgutschriften abgeschafft und eine einheitliche und altersunabhängige jährliche
Gutschrift auf dem Altersguthaben vorgesehen wird. Diese Abschaffung sei nötig, weil
gemäss der Auffassung des Initianten ältere Arbeitnehmer mit der bisherigen Regelung
auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt werden. Die Kommission des Nationalrates
beantragte mit 17 zu 4 Stimmen die parlamentarische Initiative abzulehnen. Sie
begründete dies unter anderem damit, dass eine Umstellung der Altersgutschriften mit
sehr langen Übergangsfristen verbunden und die parallele Existenz von zwei
unterschiedlichen BVG-Systemen kompliziert und teuer wäre. Der Nationalrat folgte
seiner Kommission und gab der Initiative keine Folge. Eine weitere parlamentarische
Initiative (07.489) Robbiani (cvp, TI) forderte den Bundesrat ebenfalls dazu auf, die
Staffelung der Altersgutschriften so zu ändern, dass den älteren Arbeitnehmern kein
Nachteil mehr erwächst. Insbesondere forderte der Initiant, dass eine Lösung
beschlossen wird, bei der sich der Ansatz der Altersgutschriften ab dem 45. Lebensjahr
der versicherten Person nicht mehr verändert. Auch hier beantragte die Kommission
des Nationalrates eine Ablehnung. Dem folgte der Nationalrat mit 116 zu 56 Stimmen. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
LINDA ROHRER
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Krankenversicherung

Erwartungsgemäss fand die SP-Initiative bei der bürgerlichen Mehrheit im Nationalrat
keine Unterstützung. SP-Fraktionschef Cavalli (TI) legte einleitend dar, dass es eine
Illusion sei zu glauben, ein vom Angebot bestimmter Markt könne die Kosten nach
wettbewerbspolitischen Grundsätzen regeln. Die Abkehr von den Kopfprämien würde
zur grössten finanziellen Entlastung führen, die man in der Schweiz je für Familien mit
mittleren Einkommen vorgeschlagen habe. Die Sprecher von FDP, CVP, SVP und LP
widersprachen dem und rechneten vor, dass eine Verlagerung auf die Mehrwertsteuer
keineswegs sozial sei. Im Gegenteil: Eine – gemäss Initiativtext nach oben offene –
Erhöhung dieser Konsumsteuer treffe am härtesten junge Familien. Man gaukle einen
Sinkflug der Prämien vor, tatsächlich aber würde der Bevölkerung das Geld via indirekte
Steuern aus der Tasche gezogen, warnte der Aargauer CVP-Vertreter Zäch. Ins gleiche
Horn stiess der Zürcher Freisinnige Gutzwiller. Nicht zentralistische Planwirtschaft
führe zur Genesung des Krankenversicherungssystems, sondern die konsequente
Umsetzung wettbewerblicher Anreize. Als prioritär erachtete er die umfassende
Reform der Spitalfinanzierung, die Aufhebung des Vertragszwangs zwischen Kassen und
Leistungsanbietern und eine wirkungsorientierte Überprüfung der
Grundversicherungsleistungen. Die Initiative wurde mit 91 gegen 55 Stimmen deutlich
abgelehnt. Ein Antrag des Tessiner CVP-Vertreters Robbiani, die Vorlage zwecks
Ausarbeitung eines indirekten Gegenvorschlags an die Kommission zurückzuweisen, der
die Unterstützung von Bundesrätin Dreifuss fand, wurde ebenfalls – wenn auch
bedeutend knapper – mit 79 zu 62 Stimmen verworfen. 46

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Mit mehreren parlamentarischen Initiativen wurde in der Herbstsession verlangt, die
Prämienbelastung insbesondere für den Mittelstand resp. für Familien mit Kindern zu
senken. Im Einklang mit Bundesrätin Dreifuss regte die SP-Fraktion an (Pa.Iv. 00.449),
die von den Kantonen zur Prämienverbilligung nicht abgeholten Bundessubventionen
seien gezielt zur Entlastung von Familien mit Kindern einzusetzen. Nationalrätin Fehr
(sp, ZH) wollte (Pa.Iv. 00.453), dass Jugendliche unter 18 Jahren keine Prämien für die
Grundversicherung bezahlen und Personen in Ausbildung eine Prämienreduktion
erhalten. Mit dem Hinweis auf die laufende KVG-Teilrevision wurden diese beiden
Vorstösse mit Zweidrittelsmehrheiten verworfen. Mit nur einer Stimme Differenz ganz
knapp angenommenen wurde hingegen eine Initiative Meyer-Kälin (cvp, FR), die
verlangt, dass die Grundversicherungsprämie für das zweite Kind um 50% gesenkt wird
und ab dem dritten Kind ganz entfällt, wenn Eltern und Kinder bei der gleichen Kasse
versichert sind. Eine Motion Robbiani (cvp, TI) (Mo. 00.3082), die eine Prämienfreiheit
für Jugendliche anstrebte, war bereits in der Sommersession abgelehnt worden. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2001
MARIANNE BENTELI

Ein weiterer nicht dem KVG unterstellter Bereich ist jener der Taggeldversicherungen.
Da das Fehlen eines diesbezüglichen Obligatoriums für Arbeitnehmende ohne
betriebliche Taggeldversicherung resp. für Arbeitslose im Krankheitsfall zu
existenzbedrohenden Engpässen führen kann, hatten die beiden Gewerkschaften CNG
und SGB 1998 eine entsprechende Volksinitiative lanciert, die aber wegen des lauen
Engagements des SGB, der gleichzeitig mit der Vorbereitung von vier weiteren
Volksbegehren ausgelastet war, nicht zustande gekommen war. Der CNG hatte
daraufhin die von ihm gesammelten knapp 17'000 Unterschriften in Form einer Petition
eingereicht. Diese wurde im Berichtsjahr von beiden Kammern dem Bundesrat zur
Kenntnisnahme überwiesen. Der Nationalrat behandelte gleichzeitig eine Motion von
CNG-Präsident Fasel (csp, FR) (Mo. 00.3420), die ebenfalls die Einführung einer
obligatorischen Taggeldversicherung verlangte, sowie eine Interpellation Robbiani (cvp,
TI), welche die sozialpolitische Problematik des Verzichts auf ein Obligatorium
thematisierte (Ip. 00.3279). Bundesrätin Dreifuss anerkannte, dass die Situation im
Bereich der Taggeldversicherung nicht zu genügen vermag. Da in der laufenden
Legislaturperiode aber die Konsolidierung und nicht ein Ausbau der
Sozialversicherungen im Vordergrund stehe, werde der Bundesrat keine
diesbezüglichen Vorschläge unterbreiten. Auf ihren Antrag wurde die Motion nur als
Postulat überwiesen. 48

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 04.10.2001
MARIANNE BENTELI
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Mit einem überwiesenen Postulat ersuchte Robbiani (cvp, TI) den Bundesrat, die
Verfahren zur Überprüfung der Prämienerhöhungsanträge und zur Information der
Versicherten anzupassen. 49

POSTULAT
DATUM: 16.12.2005
FLAVIA CARONI

Diskussionslos lehnte der Nationalrat eine Motion Robbiani (cvp, TI) ab, welche
forderte, dass der Deckungszeitraum der Krankentaggeldversicherung und der
Krankenpflegeversicherung vereinheitlicht werden. Der Bundesrat hatte die Motion zur
Ablehnung empfohlen, da für die Krankentaggeldversicherung kein Obligatorium
bestehe. 50

MOTION
DATUM: 01.10.2010
LUZIUS MEYER

Eine durch Nationalrätin Gilli (gp, SG) übernommene Motion Hodgers (gp, GE) forderte,
Frauen unter 20 Jahren kostenlos und anonym Zugang zu Verhütungsmitteln,
insbesondere der Antibabypille, zu gewähren. Begründet wurde dies mit einem Anstieg
der Anzahl Schwangerschaftsabbrüche bei Jugendlichen und mit dem Vorbild
Frankreichs, das eine entsprechende Regelung kurz zuvor eingeführt hatte. Der
Bundesrat widersprach, die Anzahl Abtreibungen bei der jüngsten Frauengruppe sei
nicht gestiegen, sondern im Gegenteil gesunken, und sie sei im europäischen Vergleich
sehr tief. Er verwies zudem auf die individuelle Verantwortung und auf von der
öffentlichen Hand unterstütze Beratungsstellen, welche unter anderem Informationen
zum Thema Empfängnisverhütung zur Verfügung stellen. Eine anonyme Abgabe
verschreibungspflichtiger Medikamente sei des weiteren nicht möglich. Der Nationalrat
folgte dem in der Sommersession 2015 mit 121 zu 58 Stimmen bei drei Enthaltungen und
lehnte die Motion ab. 51

MOTION
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Der Nationalrat nahm ein Postulat Robbiani (cvp, TI) an, die eine Verlängerung der
Kurzarbeitsentschädigung verlangt. Er machte geltend, die im AVIG vorgesehene
Rahmenfrist (maximal 12 Abrechnungsperioden innerhalb von zwei Jahren) genüge in
Zeiten anhaltender Konjunkturschwäche nicht aus, um ihr Ziel – die Vermeidung von
Entlassungen – zu erreichen. 52

POSTULAT
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Robbiani (cvp, TI) ersuchte den Bundesrat, den Mindestansatz für die
Bemessung des Taggeldes anzupassen. Der Grenzbetrag, unterhalb dessen Arbeitslose
80% des versicherten Verdienstes erhalten, war schon seit längerer Zeit unverändert
und sollte mit dieser Motion angepasst werden. Auch der Bundesrat befürwortete eine
solche Anpassung und sah eine Möglichkeit dazu in der laufenden Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Der Nationalrat teilte diese Auffassung jedoch nicht
und lehnte die Motion mit 106 zu 80 Stimmen ab. 53

MOTION
DATUM: 15.09.2009
LINDA ROHRER

Drei weitere Vorstösse zielten auf eine stärkere Einbindung der Unternehmen bei der
Wiedereingliederung von Arbeitslosen. Ein Postulat (09.4298) Hodgers (gp, GE)
verlangte vom Bundesrat, einen Bericht vorzulegen über die Möglichkeiten, denjenigen
Unternehmen Steuererleichterungen zu gewähren, die Lehrstellen anbieten oder
Personen mit IV-Rente oder Langzeitarbeitslose einstellen. Gegen den Willen des
Bundesrates nahm die grosse Kammer das Postulat mit 119 zu 59 Stimmen an. Hingegen
lehnte der Nationalrat eine Motion (09.4261) Robbiani (cvp, TI) mit 111 zu 74 Stimmen ab,
welche für die Arbeitgeber einen Anreiz schaffen wollte, Arbeitslose anstelle von neu
zugewanderten Arbeitskräften einzustellen. Dazu wäre der Bundesrat beauftragt
worden, das Arbeitslosenversicherungsgesetz mit einer Bestimmung zu ergänzen,
wonach Anstellungszuschüsse ausgerichtet werden könnten, wenn in einzelnen
Branchen oder Kantonen, die Arbeitslosigkeit bei 4% oder höher liegt, in diesen
Branchen oder Kantonen der Zustrom an ausländischen Arbeitskräften anhält und der
Arbeitgeber eine arbeitslose Person unbefristet anstellt. Den dritten Vorstoss in diesem
Bereich, eine Motion (10.3604) Ineichen (fdp, LU), welche forderte, dass der Bundesrat
eine Regelung zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen unterbreite, analog zu
derjenigen des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung, lehnte der Nationalrat
diskussionslos ab. 54

MOTION
DATUM: 03.03.2010
LUZIUS MEYER
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Ein weiteres thematisches Bündel an Vorstössen beschäftigte sich mit der
Arbeitslosenversicherung und deren Auswirkungen auf die verschiedenen Regionen
der Schweiz. Der Nationalrat nahm ein Postulat (09.4283) Fässler-Osterwalder (sp, SG)
an, welches den Bundesrat beauftragte, in einem Bericht darzulegen, wie hoch die
Kostenverlagerungen aufgrund des in der aktuellen Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorgesehenen Leistungsabbaus für Kantone und
Gemeinden ausfallen werden. Weniger Erfolg hatten eine Motion (09.4263) Robbiani
(cvp, TI) und eine Motion (10.3744) Berberat (sp, NE). Erstere wollte die Höchstzahl der
Taggelder auf 520 erhöhen, wenn die gesamtschweizerische Arbeitslosenquote
während mindestens sechs Monaten 3,5% übersteigt . Zweitere forderte, dass mittels
einer Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes Unterstützungsmassnahmen für
Regionen, die besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind, wieder eingeführt
werden. 55

MOTION
DATUM: 10.03.2010
LUZIUS MEYER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Einer der Hauptgründe, weshalb derart wenige Härtefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
würde die Fälle prüfen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehörden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekämpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklärte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behördenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallösung erarbeiten. 56

POSTULAT
DATUM: 22.03.2002
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls im Rahmen der Sondersession zur Ausländerpolitik hiess der Nationalrat eine
Motion Barthassat (cvp, GE) knapp mit 93 zu 85 Stimmen gut. Der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, Jugendlichen ohne gesetzlichen Status, die ihre Schulbildung in der
Schweiz absolviert haben, den Zugang zu einer Berufslehre zu ermöglichen. Die
Regierung hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Justizministerin Widmer-
Schlumpf begründete diese Haltung damit, dass die Kantone die Möglichkeit hätten, in
Härtefällen den Status von Sans Papiers zu regeln. In der Presse wurde vermutet dass
der Erfolg des Vorstosses auf das intensive Lobbying von FDP-Nationalrat Peter Malama
bei FDP- und CVP-Parlamentariern zurückzuführen sei.
Entgegen dem Antrag seiner vorberatenden Kommission überwies auch der Ständerat
die Motion in der Herbstsession mit 23 zu 20 Stimmen. Christine Egerszegi (fdp, AG)
betonte als Sprecherin der Kommission, das Problem des fehlenden Status würde durch
die Lehre nicht gelöst, sondern nur um ein paar Jahre hinausgeschoben. Die
Ratsmehrheit liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen und war der
Ansicht, die Berufsbildung, die mit Erwerbstätigkeit verbunden sei, solle nicht anders
behandelt werden, als die Bildung in weiterführenden Schulen. Letztere ist Personen
unabhängig von ihrem ausländerrechtlichen Status zugänglich. Eine in die gleiche
Richtung zielende Standesinitiative des Kantons Neuenburg sowie eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hodgers (gp, GE) zur Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei
Kindern ohne Rechtsstatus lehnte die Kleine Kammer dagegen ab. 57

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Le postulat Romano (pdc, TI) «Admission provisoire. Une nouvelle réglementation pour
davantage de transparence et d'équité» avait été accepté par le Conseil national en
décembre 2013. Le Conseil fédéral a publié en octobre 2016 un rapport qui y répond,
en même temps qu'aux postulats Hodgers (verts, GE) (11.3954) et de la CIP-CN (14.3008).

POSTULAT
DATUM: 14.10.2016
SOPHIE GUIGNARD

01.01.65 - 01.01.22 18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Asylpolitik

Der Nutzen und die Nachteile der Aufenthaltskategorie der vorläufigen Aufnahme und
die Möglichkeiten der Beschränkung der Erteilung dieses Status sollten in einem Bericht
des Bundesrats evaluiert werden. Dies fordert ein Postulat Hodgers (gp, GE), welches
der Nationalrat im Winter diskutierte. Während die vorläufige Aufnahme für die
betroffenen Personen im Asylbereich – pro Jahr erhalten rund 20 000 Personen diesen
Status zugesprochen – eine grosse Unsicherheit bezüglich ihres Verbleibs in der
Schweiz darstelle, sei diese für die Kantone und den Bund mit einem erheblichen
administrativen Aufwand verbunden. Sowohl der Bundesrat als auch der Nationalrat
sprachen sich für dieses Begehren aus, welches damit überwiesen wurde. 58

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Le Conseil fédéral a publié en octobre 2016 un rapport effectuant un réexamen du
statut des étrangers admis à titre provisoire et des personnes à protéger. Le
gouvernement répond ainsi aux postulats Hodgers (11.3954), Romano (13.3844) et de la
Commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN). Le rapport
présente trois alternatives à l'actuel statut de protection provisoire, ou permis F. Le
projet numéro 1 remplacerait l'admission provisoire par une autorisation de séjour
(permis B), le projet numéro 2 envisagerait un nouveau statut de protection, tandis que
le projet 3 garderait la situation actuelle, avec quelques améliorations ponctuelles,
comme un octroi plus souple des permis de travail ou un délai et des conditions plus
favorables au regroupement familial. Le Conseil fédéral est d'avis qu'un remaniement
total du système de protection provisoire est nécessaire et penche par conséquent
pour le projet 2. Selon les sept sages, cette option aurait l'avantage d'améliorer
l'intégration des personnes qui ne sont pas au bénéfice du statut de réfugié mais dont
le renvoi est impossible. Ce nouveau statut n'offrant cependant aucune amélioration
juridique, puisqu'il n'octroie pas tous les droits d'une autorisation de séjour, il éviterait
de créer un effet d'attraction. Concrètement, le nouveau statut de protection (permis
A), serait délivré par les cantons et valable une année. Après 5 ans, si la situation
économique et sociale de la personne le permet, une autorisation de séjour pourrait
être demandée. Concernant le droit d'exercer une activité lucrative, une procédure
d'annonce remplacerait la procédure de demande d'autorisation au canton. Le
regroupement familial serait facilité, dans le sens où le SEM devrait toujours donner son
autorisation, mais que le délai serait réduit à deux ans suite à la délivrance de la
protection provisoire, contre trois actuellement. Ce statut de protection serait, comme
le permis F, délivré à toutes les personnes à qui le statut de réfugié aura été refusé,
mais dont le renvoi n'est pas raisonnablement exigible, de par un danger encouru dans
le pays de provenance ou d'origine, à cause de situations de violence généralisée, de
guerre, de graves problèmes sociaux ou médicaux. Les personnes ayant des
antécédents pénaux lourds ou mettant en danger la sécurité nationale, se verraient
refuser la protection provisoire, et seraient soumis au régime de l'aide d'urgence. Il
appartient désormais aux chambres fédérales de se prononcer sur les mesures à
prendre. 59

BERICHT
DATUM: 14.10.2016
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Keine Zustimmung fanden im Nationalrat auch eine parlamentarische Initiative Hodgers
(gp, GE) zur Einführung eines fakultativen kantonalen Vaterschaftsurlaubs sowie eine
Motion Hiltpold (fdp, GE) (Mo. 09.3187) für einen Elternurlaub. Ebenfalls abgelehnt
wurde eine Motion Barthassat (cvp, GE) (Mo. 09.3943), mit der eine Anpassung des
Militärgesetzes verlangt wurde, damit die Wiederholungskurse durch einen bezahlten
Vaterschaftsurlaub ersetzt werden könnten. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Nach der vierten Fristverlängerung vom Nationalrat endgültig abgeschrieben wurden
die beiden parlamentarischen Initiativen Fehr (sp, ZH) und Meier-Schatz (cvp, SG) zur
Schaffung der gesetzlichen Grundlagen zur landesweiten Gewährung von
Ergänzungsleistungen für Familien nach dem Tessiner Modell. Die zuständige
Kommission für Soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats riet dem Rat, die
Initiativen abzuschreiben, da Ergänzungsleistungen nach wie vor auf kantonaler Ebene
geregelt werden sollten und kantonale Stellen besser auf die jeweiligen
gesellschaftlichen Realitäten in den Kantonen eingehen könnten. Eine Minderheit
Robbiani (cvp, TI) forderte eine Fristverlängerung um weitere zwei Jahre unter anderem
mit der Begründung, dass Familienarmut in der Schweiz nach wie vor ein ungelöstes

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
ANITA KÄPPELI

01.01.65 - 01.01.22 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Problem sei. Nur eine knappe Mehrheit folgte dem Antrag der Kommission und schrieb
die Initiativen mit 97 zu 90 Stimmen ab. 61

En juin 2013, Antonio Hodgers (pev, GE) avait posé une motion demandant au Conseil
fédéral de proposer des modifications législatives permettant aux cantons d'instaurer
un congé paternité financé par les assurances sociales. Le Conseil fédéral avait en 2013
conseillé de rejeter la motion, puisque le département fédéral de l'Intérieur planchait
au même moment sur un rapport explorant les diverses pistes possibles pour
l'instauration d'un tel congé. Suite au départ du Conseil national de son camarade de
parti, la députée Aline Trede (pes, BE) a repris le dossier. Elle a défendu la motion en
présentant l'argument de l'égalité des sexes ainsi qu'un argument plus économique: un
congé paternité permet aux femmes de revenir sur le marché du travail et pallie ainsi au
manque de main d’œuvre qualifiée. Lors de la session parlementaire de printemps
2015, le conseiller fédéral Alain Berset s'exprimait contre la motion, principalement en
raison de la trop grande marge de manoeuvre accordée aux cantons pour un objet qui,
selon le Conseil fédéral, risque de causer de trop importantes différences de
traitement entre les régions. Le socialiste ne s'est cependant pas opposé au principe
de la proposition et a appelé le parlement à réfléchir à la suite à donner à cette
question sur la base du rapport que le Conseil fédéral avait rédigé suite au postulat Fetz
(11.3492). Le Conseil national a refusé la motion à 93 voix contre 78, avec 9 abstentions.
Le non provenait principalement des groupes UDC et radical-libéral.

MOTION
DATUM: 05.03.2015
SOPHIE GUIGNARD

Kinder- und Jugendpolitik

In der Herbstsession befasste sich auch der Nationalrat mit der Problematik von
stellenlosen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, allerdings wurden die Vorstösse,
welche fast ausschliesslich aus den Reihen der SP stammten, ausnahmslos abgelehnt.
So unter anderem eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Ausschöpfung des
Innovationszehntels zugunsten der Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit, eine
Motion Meinrado (cvp, TI) für ausserordentliche Massnahmen zur beruflichen Förderung
von Jugendlichen sowie eine Motion der SP zur Weiterbeschäftigung von Lernenden in
bundesnahen Betrieben. 62

MOTION
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Menschen mit Behinderungen

Der Nationalrat stimmte in der Herbstsession einer Verlängerung der Übergangsfrist
zur Finanzierung von Institutionen für Behinderte zu. Ausgehend von einer
parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI) hatte die Kommission für soziale
Sicherheit und Gesundheit eine entsprechende Änderung des Finanz- und
Lastenausgleichsgesetzes beantragt. Mit der revidierten Bestimmung sollten
Institutionen für Behinderte, die vom Bund noch vor Inkrafttreten des neuen
Finanzausgleichs Bauvorhaben zugesichert erhalten hatten, ihre Schlussabrechnung bis
spätestens Ende 2012 – statt wie ursprünglich vorgesehen bis Ende 2010 – abliefern
können. Es ging um schätzungsweise 12 Institutionen und einen Betrag von rund 23 Mio
Fr. Der Ständerat trat in der Wintersession nicht auf das Geschäft ein. Seine
vorberatende Kommission hatte für Nichteintreten plädiert, weil gemäss dem
damaligen Wissensstand nur zwei der betroffenen Institutionen die Ende 2010
ablaufende Frist nicht einhalten konnten. 63

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2010
ANDREA MOSIMANN
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Sur la question de l’apprentissage des langues nationales, le canton de Zurich a voulu
dispenser de cours de français les élèves rencontrant des difficultés. Cette proposition
a rallumé le débat sur la question des langues nationales. En effet, des cantons
alémaniques ont récemment donné la priorité à l’enseignement de la langue anglaise
dans le cursus scolaire, discréditant ainsi la langue française. Ces décisions ont
provoqué de vigoureuses réactions du côté du Léman. Hodgers (verts, GE) a déposé une
initiative parlementaire qui vise une priorité aux langues nationales dans
l’enseignement des langues à l’école. Pour Hodgers, il ne s’agissait plus seulement
d’une question de pédagogie, mais d’un véritable enjeu de cohésion nationale. Par
conséquent, il propose que la Confédération et les cantons assurent en priorité les
compétences dans une deuxième langue nationale au moins, ainsi que dans une autre
langue étrangère d’ici la fin de la scolarité obligatoire. Pour les partisans du texte, il est
non seulement nécessaire d’apprendre une langue nationale, mais surtout d’attiser, à
travers cet apprentissage, la curiosité et l’intérêt culturel pour les différentes régions
d’une Suisse éclectique. Malgré ces arguments, la CSEC-CN a proposé de refuser cette
initiative. L’autonomie des cantons devrait, selon elle, dominer les débats sur les
questions d’instruction publique. En conclusion, la chambre du peuple a refusé de
donner suite à cette initiative parlementaire par 99 voix contre 66. 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Berufsbildung

Auch in diesem Berichtsjahr befasste sich das Parlament mit der Lehrstellenknappheit:
Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von der grossen Kammer gebilligte Motion
Galladé (sp, ZH) in geänderter Form, wonach der Bundesrat Betriebe, die Lehrstellen
und andere Ausbildungsplätze anbieten, bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vermehrt
berücksichtigen muss; die WAK wollte die Lehrlingsausbildung jedoch nicht wie die
Motionärin als zwingendes Kriterium für das Beschaffungswesen festlegen. Der
Nationalrat hiess diskussionslos Postulate seiner WBK und von Robbiani (cvp, TI) gut.
Ersteres verlangte einen Bericht zu den Defiziten im Lehrstellenbereich (Berufsfelder,
Regionen, Massnahmen, Basislehrjahr), letzteres eine Darstellung der Massnahmen,
welche die Bundesverwaltung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen
habe. In seiner Antwort auf eine dringliche Anfrage der SP-Fraktion erklärte der
Bundesrat, der Bund habe in den letzten sieben Jahren die Anzahl Lehrstellen um 41%
erhöht. Bis Ende 2011 strebe er einen Lernendenanteil von 4% an. Für stellenlose junge
Arbeitnehmende habe er in Zusammenarbeit mit der Arbeitslosenversicherung die
Möglichkeit geschaffen, in der Administration oder in bundesnahen Unternehmungen
ein sechsmonatiges Berufspraktikum zu absolvieren. 65

MOTION
DATUM: 06.03.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Frühjahrssession überwies der Nationalrat ein Postulat Hodgers (gp, GE), das den
Bundesrat beauftragt, Steuererleichterungen für Unternehmen zu prüfen, die
Lehrstellen anbieten oder Personen mit Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt
beschäftigen. Ebenfalls gutgeheissen hat er ein Postulat Aubert (sp, VD), mit dem die
Chancengleichheit für ausländische Jugendliche bei der Lehrstellensuche verbessert
werden soll. Verworfen hat der Rat dagegen mehrere Motionen von SP und Grünen,
welche darauf abzielten, die im Rahmen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
vorgesehenen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zu erweitern. 66
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Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Als der Genfer Nationalrat Hodgers (gp), welcher sich im Berichtsjahr zur Verbesserung
seiner Deutschkenntnisse für ein Jahr in Bern niederliess, aufgrund der dort gemachten
Erfahrungen in der NZZ am Sonntag äusserte, der Gebrauch der Deutschschweizer
Mundart sei belastend für den nationalen Zusammenhalt, sorgte dies insbesondere in
der französischsprachigen Bevölkerung für ausgedehnte Debatten. In einer
andauernden Flut von Leserbriefen fanden sich einerseits Stimmen, die von
Deutschschweizern den vermehrten Gebrauch des Hochdeutschen forderten; andere
waren jedoch im Sinne des Erhalts der Mundart eher der Ansicht, dass
Schweizerdeutsch an Schulen in der Romandie gelehrt werden sollte. Ein ähnliches
Problem sieht auch der Journalist und Ex-Chefredaktor der „Liberté“, José Ribeaud,
welcher das Schweizerdeutsch in seinem neuen Buch als „arme de discrimination et
d’exclusion“ darstellte; und das nicht nur gegenüber der lateinischen Schweiz, sondern
auch gegenüber Zuzüglern aus dem Ausland. Die plurilinguale Schweiz sei „une
chimère“, ein Hirngespinst. Hodgers reichte im Berichtsjahr gleich neun
parlamentarische Vorstösse ein, davon neben einer Anfrage drei parlamentarische
Initiativen, drei Postulate und zwei Motionen, welche mit einem breiten
Massnahmenkatalog Einsatz und Verbreitung der Dialektsprache regeln sowie
grundsätzlich die Mehrsprachigkeit und den Austausch über die Sprachgrenzen hinaus
fördern wollen. Bereits abgelehnt wurde ein Postulat zur Förderung der Kooperation
kleiner deutsch- und westschweizer Betriebe durch die Schaffung von neuen
Handelskammern. Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion, welche den Fragenkatalog
zum Sprachgebrauch wieder in den Mikrozensus der Schweizer Bevölkerung aufnehmen
wollte, da nur so eine ausreichende statistische Grundlage zur sprachlichen
Entwicklung in der Schweiz bestehe. Der Bundesrat führte in seiner ablehnenden
Antwort aus, dass dafür neu alle fünf Jahre eine vertiefte Erhebung zum Thema
„Sprache, Religion und Kultur“ stattfinden solle. Zum ersten Mal durchgeführt werde
diese im Jahre 2014. Die Behandlung der verbleibenden Vorstösse, darunter auch eine
parlamentarische Initiative, welche dem Erlernen einer zweiten Landessprache
gegenüber dem Englischen Vorrang geben will, steht noch aus. 67

MOTION
DATUM: 01.10.2010
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Im Nationalrat wurden – auch aufgrund der Diskussionen nach den
Abstimmungskampagnen einiger eidgenössischer Initiativen – erneut Vorstösse
diskutiert, die mehr Transparenz hinsichtlich Parteienfinanzierung verlangen. Alle drei
von Links-Grün eingereichten parlamentarischen Initiativen (Pa. Iv. sozialdemokratische
Fraktion (09.415), Pa. Iv. Hodgers, gp, GE (09.442) und Pa. Iv. Gross, sp, ZH (09.416)
wurden in ein und derselben Sitzung von der rechts-bürgerlichen Mehrheit abgelehnt.
Insbesondere die Idee der Offenlegung der Parteispenden und Spendernamen war
bereits in der staatspolitischen Kommission auf Widerstand gestossen. Eine solche
scheint nach wie vor politisch nicht mehrheitsfähig. 
Allerdings stösst die Idee von transparenten Parteifinanzen nicht auf grundsätzlichen
Widerwillen. Dies zeigte sich im Berichtsjahr auch im vom Ständerat nur relativ knapp
abgelehnten (18 zu 11 Stimmen) Minderheitsantrag, eine Petition der Jugendsession von
2008 zum Thema Parteienfinanzierung an die Staatspolitische Kommission zu
überweisen. Die Petition hätte die Offenlegung von Parteifinanzen und Spenden zum
Ziel gehabt 68
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Linke und ökologische Parteien

Mit ihrer Wahl zur zweiten Vizepräsidentin im Nationalrat gab Maya Graf (BL) ihr Amt als
Fraktionschefin ab. Geht alles seinen normalen Gang und wird Graf 2011 wiedergewählt,
so dürfte sie 2013 als erste grüne Parlamentarierin die formell höchste Schweizerin
werden. Nachfolgerin von Graf als Fraktionschef der Grünen wurde der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers. Brigit Wyss (SO) und Luc Recordon (VD) übernahmen
gemeinsam das Vizepräsidium. 69

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.12.2010
MARC BÜHLMANN

Nachdem Sie Ende Mai eine positive Bilanz der ablaufenden Legislatur gezogen hatten,
wo sie gezeigt hätten, dass ihre Positionen in der Umweltpolitik mehrheitsfähig und
dass sie zu einer ernstzunehmenden Kraft geworden seien, kündeten die Grünen ihre
Ambitionen für einen eigenen Bundesratssitz an, der allerdings nur auf Kosten der SVP
oder der FDP gehen dürfe. Eine atomkritische Regierung mit grüner Beteiligung liege im
Bereich des Möglichen. Mit der Präsentation möglicher valabler
Bundesratskandidatinnen und -kandidaten (Morin, BS; Hochuli, AG; Genner, ZH; Pulver,
BE; Uster, ZG oder Cramer, GE) unterstrich die GP Anfang August ihre Ambitionen und
erhielt damit ein grosses Medienecho. Nach der Niederlage bei den eidgenössischen
Wahlen blies die GP ihren geplanten Angriff auf den Bundesrat allerdings wieder ab und
half in der Folge mit, den Status quo in der Exekutive zu wahren. Die GP bestätigte BDP-
Bundesrätin Widmer-Schlumpf, obwohl die BDP eigentlich weniger stark ist als die
Grünen. Ein grüner Bundesrat bleibe ein langfristiges Ziel der Partei, gab
Fraktionspräsident Antonio Hodgers (GE) zu Protokoll. 70

ANDERES
DATUM: 16.12.2011
MARC BÜHLMANN

Formsache war die Wiederwahl des Fraktionspräsidenten der GP. Der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers, der das Amt 2010 von Maya Graf (BL) übernommen hatte,
wurde Ende Februar im Amt bestätigt. Auch das Vizefraktionspräsidium, bestehend aus
dem Ständerat Luc Recordon (VD) und der Nationalrätin Yvonne Gilli (SG) wurde
wiedergewählt. 71

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.02.2012
MARC BÜHLMANN

1) Mo. Schmidt: AB NR, 2010, S. 81; AB SR, 2010, S. 630; Mo. Tschümperlin: AB NR, 2010, S. 97; AB SR, 2010, S. 405; Mo. Müller:
AB NR, 2010, S. 88 und 1361; AB SR, 2010, S. 630; Mo. Tschümperlin (Zwangsheirat): AB NR, 2010, S. 96f; AB SR, 2010, S. 404;
Siehe SPJ 2009, S. 22. Po. Hodgers: AB NR, 2010, S. 88.
2) Po. 12.3058: AB NR, 2012, S. 1789.
3) AB NR, 2010, S. 1650; AB NR, 2010, S. 2162
4) AB NR, 2011, S. 1927 ff.; Pa.Iv. 09.435; Pa.Iv. 09.440; Pa.Iv. 09.441
5) AB NR, 2009, S. 1008; AB NR, 2009, S. 1255 f.; AB SR, 2009, S. 1263 ff.; AB SR, 2009, S. 1292; Mo. 08.3208; Mo. 08.3268;
NLZ, 10.12.09
6) AB NR 2010; S. 536 ff.
7) Zu den Pa.Iv. Wasserfallen und Moret: AB NR, 2010, S. 532 ff.; Zur Mo. Cramer: AB SR, 2010, 591 ff.; AB NR, 2010, S. 2148 ff.
Presse vom 11.6.10; Zur Mo. Hodgers: AB NR, 2010, S. 1129
8) AB NR, 2011, S. 2302 f.; Presse vom 15.12.11.; NZZ, 15.12.11; AZ, 15.12.11; Presse vom 15.12.11; AB NR, 2011, S. 2292 ff.; Presse
vom 15.12.11; Maurer: TA 19.12.11.
9) Pa.Iv. 10.476: AB NR, 2012, S. 62 f.
10) BBl, 2011, S. 8267 ff. und 8791 ff.; NZZ, 19.5.11; CdT, 22.8.11; CdT und NZZ, 6.9. und 13.9.11; CdT und TA, 13.10.11; NZZ,
14.10.11; Presse vom 24.10.11; CdT, 24.10., 25.10., 11.11. und 24.11.11; Presse vom 24.11. und 26.11.11; www.ti.ch; Bundeskanzlei
(www.parlament.ch); BFS (BFS.admin.ch; www.politik-stat.ch); Lit. BFS; Bundeskanzlei.
11) BO CN, 2006, p. 1573.
12) BO CE, 2007, p. 1009. Voir APS 2006, p. 63.
13) BO CN, 2000, p. 451
14) AB NR, 2000, S. 440 ff.; AB SR, 2000, S. 711 ff. und 653 f.; AB NR, 2000, S. 768.; AB SR, 2000, S. 266 ff.; Presse vom
24.8.00.; AB NR, 2000, S. 1603.
15) AB NR, 2012, S. 2250.
16) BBl, 2007, S. 1173 ff.
17) AB NR, 2007, S. 1512 (Motion); BBl, 2007, S. 1191 ff.; AB NR, 2007, S. 618 ff. (pa.Iv.)
18) AB NR, 2003, S. 1210 ff.
19) AB NR, 2005, S. 1503; BBl, 2006, S. 2427 ff. und 2449 ff.
20) BBl, 2006, S. 2449 ff. (BR); AB NR, 2006, S. 92 ff., 1399 und 2043; AB SR, 2006, S. 530 ff., 1105 ff., 1161 und 1263; BBl,
2007, S. 1; WoZ, 9.3.06
21) BBI, 2010, S. 5985 ff.; AB NR, 2010, S. 1525 ff. und 750; AB SR, 2010, S. 1085 ff. 
22) Presse vom 1.6., 6.-7.6., 24.6., 27.6. und 1.7.06; AB NR, 2006, Beilagen III, S. 770, Beilagen IV, S. 407 f. und Beilagen V, S.
194 ff.
23) Amtl. Bull. StR, 1999, S. 1061; Verhandl. B.vers., 1999, VI, Teil II, S. 151; NZZ, 28.12.99.
24) AB NR, 2012, S. 1981 ff.
25) Bericht zum Vernehmlassungsentwurf; Lib, NZZ, TA, 11.3.17; NZZ, 30.6.17; TA, 1.7.17
26) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR, EJPD, BJ vom 20.6.18; NZZ, 13.6.18; LT, NZZ, 21.6.18
27) AB NR, 2020, S. 2080 f.
28) AB NR, 2001, I, Beilagen, S. 359 ff. und IV, Beilagen, S. 418 f.
29) Mo. 21.3598
30) AB NR, 2006, S. 1576
31) AB NR, 2006, S. 1573; AB NR, 2006, S. 2040
32) AB SR, 2007, S. 1009
33) AB NR, 2007, S. 1714
34) AB NR, 2001, S. 937; NZZ, 28.8.01; NLZ, 12.10.01; Presse vom 24.2.01. SP: Presse vom 8.9.01.; Presse vom 6.3.01; NZZ,

01.01.65 - 01.01.22 23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



3.7.01; Presse vom 10.7.01. Siehe auch CHSS, 2001, Nr. 5 (Schwerpunktthema Medikamentenkosten); AB NR, 2001, S. 486
35) AB NR, 2006, S. 1575.
36) AB NR, 2008, S. 1954
37) Motionen Heim und Humbel Näf: AB NR, 2009, S. 55 f.; AB NR, 2009, S. 2313 ff. Motion Robbiani: AB SR, 2009, S. 512 f.
38) AB NR, 2005, S. 951.
39) AB NR, 2006, S. 317 ff., 339 ff., 376 ff., 397 ff. und 410 ff.
40) AB NR, 2007, S. 1139.
41) AB SR, 2008, S. 1045.
42) AB NR, 2007, S. 574.; AB SR, 2007, S. 39 f. und 815 ff.; Presse vom 30.8.07.
43) AB NR, 2007, S. 618 ff. und 1512.
44) AB NR, 2007, S. 1714.
45) AB NR, 2009, S. 1649 f.; AB NR, 2009, S. 1649f.
46) AB NR, 2000, S. 1501ff.; AB NR, 2000, S. 1507ff.; AB NR, 2000, S. 1547ff.
47) AB NR, 2001, S. 1198ff.; AB NR, 2001, S. 663f.
48) AB NR, 2001, S. 483ff.; AB SR, 2001, S. 707
49) AB NR, 2005, S. 1974
50) AB NR, 2010, S. 1649.
51) AB NR, 2015, S. 894 f.
52) AB NR, 2002, S. 1690; Lib., 24.9.02.
53) AB NR, 2009, S. 1546.
54) AB NR, 2010, S. 2158.; AB NR, 2010, S. 283.; AB NR, 2010, S. 97.
55) AB NR, 2010, S. 281.; AB NR, 2010, S. 282.; AB SR, 2010, S. 1070 ff.
56) AB NR, 2002, S. 462. Siehe dazu auch eine Interpellation Ménétrey-Savary (gp, VD): a.a.O., III, Beilagen, S. 322 ff.; NZZ,
27.11.02.
57) AB NR, 2010, S. 80; Presse vom 4.3.10.
58) AB NR, 2011, S. 2266.
59) Bericht in Erfüllung der Postulate 11.3954 13.3844 und 14.3008; Rapport établi en réponse aux postulats 11.3954 13.3844
et 14.3008
60)  AB NR, 2009, S. 1280, 1659 f. und 2230
61) AB NR, 2011, S. 1254 ff.; NZZ, 18.6.11; vgl. SPJ 2003, S. 253.
62) AB NR, 2009, S. 1545 (Mo. Meinrado), 1549 (Mo. Galladé und Mo. SP).
63) BBl, 2010, S. 5985 ff.; AB NR, 2010, S. 1525 ff.; AB SR, 2010, S. 1085 ff.
64) BO CN, 2012 p. 61.; LT, 16.04 et 04.08.12.
65) AB NR, 2006, Beilagen IV, S. 311 und Beilagen V, S. 68.; AB NR, 2006, S. 1117 und 1576 sowie Beilagen III, S. 584 f., Beilagen
IV, S. 282 ff. und 348.; AB SR, 2006, S. 11 ff.; vgl. SPJ 2005, S. 224.; An., 06.1088; Po. 06.3018; Po. 06.3144
66) AB NR, 2010, S. 280 ff.; AB NR, 2010, S. 84 und 283. ; Po. 09.3168
67) AB NR, 2010, S. 1648 (Motion) und 1652 (Postulat). NZZ am Sonntag, 21.3.10; QJ, 12.5.10; LT, 21.6.10; Ribeaud (2010): La
Suisse plurilingue se déglingue. ; Po. 10.3616
68) AB NR, 2010, S. 255 ff.; TA, 12.2.10.
69) NZZ, 29.9.10; TG, 9.12.10.
70) Presse vom 1.7., 8.8., 13.9. und 24.10.11; NZZ, 16.12.11.
71) NZZ, 20.2.12.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 24


